Dies ist der Umschlag des Buches »Die Geburt der Freiheit aus dem Geist des Sozialismus« von Grace Blakeley, Christian Alexander Herschmann, Alexander Krützfeldt, Tom Müller

Grace Blakeley
Die Geburt der Freiheit aus dem Geist des Sozialismus
Wie das Kapital die Demokratie zerstört
Aus dem Englischen von Alexander Krützfeldt, Christian Alexander Herschmann und Tom Müller
Tropen Sachbuch

Impressum
Dieses E-Book basiert auf der aktuellen Auflage der Printausgabe zum Zeitpunkt des Erwerbs.
Tropen
www.tropen.de
J. G. Cotta’sche Buchhandlung Nachfolger GmbH
Rotebühlstr. 77, 70178 Stuttgart
Fragen zur Produktsicherheit: produktsicherheit@klett-cotta.de
Die Originalausgabe erschien unter dem Titel »Vulture Capitalism« 
im Verlag ATRIA BOOKS, New York
© 2024 by Grace Blakeley
Für die deutsche Ausgabe
© 2025 by J. G. Cotta’sche Buchhandlung Nachfolger GmbH, gegr. 1659, Stuttgart
Alle deutschsprachigen Rechte sowie die Nutzung des Werkes für Text und
Data Mining i. S. v. § 44 b UrhG vorbehalten
Cover: Favoritbuero, München
Gesetzt von C.H.Beck.Media.Solutions, Nördlingen
Gedruckt und gebunden von CPI – Clausen & Bosse, Leck
ISBN 978-3-608-50274-9
E-Book ISBN 978-3-608-12393-7
Bibliografische Information der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der
Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten
sind im Internet über http://dnb.d-nb.de abrufbar.

Inhalt
	Vorwort
	Einführung
	Teil I  
Kapitalismus und Freiheit	1 Wie man mit Mord davonkommt	Kapitalismus ist nicht das, was Sie denken


	2 Die Vereinigten Staaten von Fordlândia	Die unregierbare Gesellschaft
	Die neoliberale Lüge


	3 Katastrophen-Kapitalismus	AIG: Amerikas Internationale Gaunerbande
	Mörderische Renditen für McKinsey
	Der Preis der Gier
	Vom Regen in die Traufe




	Teil II  
Die Planer	4 Ausbeutung made in America: Die Planwirtschaft des Big Business	Blackbox-Unternehmen
	Chemisches Ungleichgewicht
	Demokratie zu verkaufen


	5 Zeit kaufen: Wie Großbanken planen	Dr. Doom
	Bernie und Bernard
	Könige, Kriege und Kredite
	Der unbekannte Riese der Weltwirtschaft


	6 Korruption und Kapital: Wie Staaten planen	Die Straßenverkehrsordnung
	Achtung, Schleichwerbung!
	Und bist du nicht willig, so brauch ich subtile Gewalt
	Von Anfang an geplant


	7 Wie Imperien planen	Befriedung der Eingeborenen
	Bananenrepubliken
	Das Volk gegen Chevron
	Ein Menschenrecht auf Kapitalflucht?




	Teil III  
Demokratische Planung	8 Der Architekt und die Biene: Wie man demokratisch plant	Der Herr der Lügen
	Menschliche Planung	Australiens grüne Verbote
	Marinaleda
	Der Plan des Volks für die Royal Docks
	Stadtbudgets in Bürgerhand
	Volksplanung in Kerala
	Ciudad Futura, Argentinien
	Besseres Reykjavik
	Genossenschaften am Mississippi
	Das Preston-Modell
	Blaenau Ffestiniog




	9 Taking Back Control: Demokratische Planung im Großmaßstab	Das Kapital zum Schreien bringen
	Demokratisierung der Arbeit und des Unternehmens
	Demokratisierung der Finanzen
	Demokratisierung des Staates
	Demokratisierung internationaler Institutionen
	Die Zukunft demokratisieren


	Schlussfolgerung
	Anmerkungen	Vorwort
	Einführung
	1 Wie man mit einem Mord davonkommt
	2 Die vereinigten Staaten von Fordlândia
	3 Katastrophen-Kapitalismus
	4 Ausbeutung made in America: Die Planwirtschaft des Big Business
	5 Zeit kaufen: Wie die Großbanken planen
	6 Korruption und Kapital: Wie Staaten planen
	7 Wie Imperien planen
	8 Der Architekt und die Biene: Wie man demokratisch plant
	9 Taking Back Control: Demokratische Planung im Großmaßstab





Vorwort

Deutschland befindet sich an einem Scheideweg. Jahrzehntelange Sparmaßnahmen haben die physische und soziale Infrastruktur des Landes ruiniert und die arbeitende Bevölkerung schwer getroffen. Die jüngsten Erhöhungen der Staatsausgaben haben die Auswirkungen der Pandemie kaum gemildert. Profitiert haben allein große Unternehmen. Das Wachstum stagniert seit mehreren Jahren, und während ich dieses Vorwort schreibe, sieht es danach aus, als sei die Wirtschaft 2024 sogar in die Rezession gerutscht. Und die extreme Rechte nutzt diese Lage aus, um Hass gegen Migranten und andere Gruppen zu schüren.
Was ist aus dem berühmten deutschen Wirtschaftswunder geworden?
Vor kaum zehn Jahren noch blickten Politiker in ganz Europa voller Bewunderung auf die starke und stabile deutsche Wirtschaft. Andere reiche Länder beneideten die Industrie für ihre erstaunlichen Produktivitätsraten und die guten Beziehungen zwischen Arbeitnehmern und Vorgesetzten. Nur wenige Nationen besaßen eine solche Stabilität wie Deutschland in der 16-jährigen Regierungszeit Angela Merkels. Oft war vom deutschen »Sonderweg« die Rede, meist mit positivem Unterton.
Doch die Eurokrise trieb den schwelenden Konflikt Deutschlands mit den südeuropäischen Staaten auf die Spitze. Deutsche Politiker nahmen für ihr Land finanzpolitische Rechtschaffenheit in Anspruch und kritisierten die Verschwendungssucht der sogenannten »PIIGS«, also der angeschlagenen Länder Portugal, Italien, Irland und Griechenland. Sie hielten ihnen Vorträge und zwangen ihnen eine rigide Sparpolitik auf. Würden diese Länder nur den Vorgaben der Troika aus Europäischer Zentralbank, EU-Kommission und Internationalem Währungsfonds gehorchen, so erklärten sie, dann würden auch die PIIGS eines Tages Wachstumsraten wie Deutschland erreichen.
Tatsächlich basierte das deutsche Wirtschaftswunder jedoch gar nicht auf Sparmaßnahmen, und die Schuldenkrise wurde auch nicht durch Verschwendungssucht verursacht. Vielmehr war beides auf die Einführung des Euros zurückzuführen, der die deutschen Exporte äußerst attraktiv machte, die Wettbewerbsfähigkeit des Südens hingegen schwächte, dessen Länder Deutschland technologisch hinterherhinkten. Den deutschen Politikern war das zweifellos bewusst, als sie ihren südlichen Nachbarn eine katastrophale Sparpolitik aufzwangen.
Heute ist die selbstgefällige Überlegenheit deutscher Spitzenpolitiker passé. Tatsächlich lässt sich die aktuelle Malaise zu großen Teilen mit der deutschen Sparversessenheit erklären. In den Jahren des Booms waren die Investitionen in die Wirtschaft erschreckend gering. Anstatt zu investieren, um künftigen Wohlstand zu sichern, zielte die politische Klasse auf Haushaltsüberschüsse, betört vom Sirenengesang der »Schwarzen Null«. Diese einseitige Fixierung auf Sparmaßnahmen wurde nur noch von den Politikern im Vereinigten Königreich übertroffen, die mit tiefen Einschnitten bei den öffentlichen Ausgaben die britische Wirtschaft lahmlegten.
Seit der Coronapandemie diskutiert Deutschland heftig über das angebliche Ende der Sparmaßnahmen. Als die Staatsausgaben jedoch stiegen, um die durch das Virus ausgelöste Katastrophe einzudämmen, hätte dies beinahe eine Verfassungskrise verursacht.
Das Funktionieren des Kapitalismus beruht auf einem ungehinderten Fluss von Waren, Dienstleistungen und Geld. Als diese Ströme in der Pandemie zu versiegen drohten, mussten die Regierungen handeln, um einen totalen wirtschaftlichen Kollaps zu verhindern und die Basis für künftiges Wachstum zu schaffen. Die Christdemokraten verklagten jedoch die Ampelkoalition wegen des Klimainvestitionsfonds, der im Rahmen des Konjunkturpakets zur Bekämpfung der Pandemie geschaffen wurde. 2023 entschied das Gericht schließlich, dass der 60 Milliarden Euro schwere Corona-Klimafonds verfassungswidrig sei, da er gegen die sogenannte »Schuldenbremse« verstoße, die 2009 unter Merkel im Grundgesetz verankert wurde. Letztlich brach die Regierung über dieser Frage auseinander.
Die Sparmaßnahmen sind tot. Es leben die Sparmaßnahmen!
Sowohl in Deutschland als auch in Großbritannien waren die Folgen jahrzehntelang niedriger oder sinkender Staatsausgaben verheerend. Nicht nur die arbeitende Bevölkerung litt unter den geringeren Ausgaben für öffentliche Dienstleistungen und soziale Sicherheit. Das Versäumnis, in künftigen Wohlstand zu investieren, gefährdete auch die Grundlagen des Wirtschaftswachstums. Die Produktivität ist eingebrochen, und die deutsche Infrastruktur befindet sich in einem desolaten Zustand, was erklärt, warum das Verkehrsnetz bei widrigem Wetter schnell zum Erliegen kommt. Selbst der IWF, gewöhnlich ein Freund der Sparpolitik, erklärt unumwunden, dass die Produktivität »durch unzureichende Investitionen in die öffentliche Infrastruktur gesunken ist«.[1]
Diese wirtschaftlichen Probleme haben zu einer großen gesellschaftlichen Unzufriedenheit geführt. In Großbritannien liegt das Vertrauen ins Regierungssystem auf einem »Allzeittief«. In Deutschland ist der Trend derselbe: Nur 27 Prozent der Menschen gaben 2023 an, dass sie dem Staat zutrauten, seinen Aufgaben gerecht zu werden.[2] Hinter diesem Misstrauen verbirgt sich eine tiefe Vorahnung über die Zukunft sowohl der deutschen Gesellschaft als auch des globalen Wirtschaftssystems. Laut einer aktuellen Umfrage machen sich 65 Prozent der Deutschen Sorgen über steigende Lebenshaltungskosten, 60 Prozent fürchten zu teuren Wohnraum und 57 Prozent Steuererhöhungen oder Leistungskürzungen.[3]
Die zunehmende Zukunftsangst ist mit einem wachsenden Gefühl wirtschaftlicher Unsicherheit verbunden. Fast 17 Prozent der Deutschen leben heute in Armut, die meisten von ihnen, obwohl sie einen Job haben. Damit gehören sie zu jener Gruppe, die im englischen Sprachraum »Working Poor« genannt wird. Die Kinderarmut hat kürzlich sogar ein Rekordhoch erreicht.[4] Die Erosion der öffentlichen Dienstleistungen bedeutet, dass Kranke und Arbeitslose auf sich allein gestellt sind. Der deutsche Sozialstaat wurde seit den sogenannten Hartz-Gesetzen von 2010, die die Renten- und Arbeitslosenleistungen erheblich reduzierten, stetig ausgehöhlt.
Politiker rechtfertigten die Sparmaßnahmen mit der Begründung, sie schützten freie Märkte und förderten die Haushaltsdisziplin. In der Tradition des deutschen Ordoliberalismus solle sich der Staat darauf beschränken, das effektive Funktionieren des Marktes zu gewährleisten. Nur ein sorgfältig austariertes Gleichgewicht zwischen Märkten und staatlichen Eingriffen, hieß es, bewahre die deutsche Wirtschaft vor den Problemen einer ineffizienten Zentralplanung sowjetischer Prägung einerseits und einem ungezügelten Kapitalismus nach US-Vorbild andererseits.
Deutschland, so argumentierten die Entscheidungsträger, sei etwas Besonderes: Das Engagement für Ordnung, Disziplin und Rechtsstaatlichkeit, das von seinen Politikern und Bürokraten an den Tag gelegt werde, ermögliche es diesen Eliten, die Wirtschaft wie eine fein abgestimmte Maschine zu steuern. Technokratie – die Herrschaft von technischen Experten – ist der Leitstern der deutschen Politik.
Aber wie ich im Laufe dieses Buches zeigen werde, untergräbt eine technokratische Herrschaft die Demokratie. Demokratische Politik muss durch eine offene Debatte zwischen Interessengruppen gekennzeichnet sein, die jeweils für ihre Ziele eintreten. Technokratische Regierungsführung ersetzt diese Debatte durch eine Verwaltung aus technischen Experten, die vorgeben, die Allgemeinheit zu vertreten. In einer kapitalistischen Gesellschaft neigen diese technischen Experten jedoch zu Maßnahmen, die zuerst dem Kapital und nicht den Arbeitnehmern zugutekommen. Immer mit der Begründung, es gehe nur darum, das Wirtschaftswachstum zu steigern.
Diese Tendenz ist im deutschen Sparkurs der vergangenen Jahrzehnte deutlich zu erkennen. Sparmaßnahmen wurden als technische Eingriffe dargestellt, um den Staat schlank zu halten und den Markt vor schädlichen Interventionen zu schützen. Tatsächlich aber bedeuteten diese Maßnahmen eine Umverteilung von unten nach oben.
Das Geld, das den Menschen in der Pandemie zur Verfügung gestellt wurde, sollte den Konsum stützen und Masseninsolvenzen verhindern, nicht den Lebensstandard der Menschen erhalten. Die Erhöhung der Staatsausgaben während Corona diente größtenteils der Subventionierung von Großunternehmen, wie ich in Kapitel drei dieses Buches zeige. So stimmte die Regierung beispielsweise einem Neun-Milliarden-Euro-Rettungspaket für die Lufthansa zu, wobei der Staat einen Anteil von 20 Prozent an dem Unternehmen übernahm. In der Logik des deutschen Kapitalismus ist die teure Rettung klimaschädlicher Industrien keine verfassungswidrige Verwendung öffentlicher Mittel. Investitionen zur Verhinderung des Klimakollapses sind es hingegen schon.
Die deutsche Bevölkerung glaubt ihren Eliten, weil sich das ganze Land davon überzeugt hat, nicht wie »andere« kapitalistische Volkswirtschaften zu sein: In Deutschland gibt es weniger Ungleichheit und weniger Unordnung als in den extremen freien amerikanischen und britischen Modellen von Marktkapitalismus. Deutschland ist effizienter und produktiver als die südeuropäischen Volkswirtschaften, was man selbstzufrieden auf den zurückhaltenden Ansatz bei den Staatsausgaben zurückführt. Deutschland gelingt es weitaus besser als Nachbarn wie Frankreich oder Belgien, den Frieden zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern zu wahren. So zumindest die Selbstwahrnehmung.
Deutschland ist überzeugt, dass es gar kein kapitalistisches Land sei. Bei einer meiner ersten Reisen nach Deutschland wurde ich von einem sehr sachkundigen Wirtschaftskommentator darüber informiert, dass es in Deutschland keinen Kapitalismus gebe, sondern »die soziale Marktwirtschaft«.
Die Stärke dieser Erzählung beruht auf einem grundlegenden Missverständnis über das Wesen des Kapitalismus – ein Missverständnis, das Gegenstand dieses Buches ist. Die Geburt der Freiheit aus dem Geiste des Sozialismus entlarvt die Lüge, dass kapitalistische Volkswirtschaften auf einem »freien Markt« basierten, der einer zentralisierten Planwirtschaft wie in der ehemaligen UDSSR diametral entgegenstehe. Ich zeige, dass alle real existierenden kapitalistischen Volkswirtschaften auf einem sorgfältig gesteuerten Gleichgewicht zwischen Markt und Planung basieren, in dem Unternehmen und Finanzinstitutionen mit Regierungen zusammenarbeiten, um sich vor Wettbewerb und Krisen zu schützen.
Der einzige Unterschied zwischen Deutschland und anderen fortgeschrittenen Volkswirtschaften sind die Mechanismen, durch die diese Zusammenarbeit stattfindet. Die Betonung des technischen Wirtschaftsmanagements bedeutet, dass Kapitalisten nicht einfach die Art von Schutz verlangen können, die sie in den USA für selbstverständlich halten. Sie müssen ihre Forderungen als technisch wirksame politische Lösungen tarnen, die das Allgemeininteresse fördern. Subventionen für Großunternehmen und Kürzungen der Sozialversicherung werden als Wachstumsförderung dargestellt und nicht als nackter Ressourcentransfer von Arm zu Reich.
Wie der britische Marxist Ralph Miliband argumentiert, scheint in einer kapitalistischen Gesellschaft das Allgemeininteresse immer gleichbedeutend mit den Interessen des Kapitals zu sein. Mächtige Gruppen sponsern Thinktank-Berichte, veranstalten runde Tische und treten in den Medien auf, um zu argumentieren, dass politische Maßnahmen wie Steuersenkungen, »Sozialreformen« und die Aushöhlung von Arbeitnehmerrechten notwendig seien, um die »Wettbewerbsfähigkeit« zu verbessern. Dass diese Politik vor allem dem Kapital und nicht den Arbeitern zugutekommt, wird als reiner Zufall abgetan.
Die deutsche Technokratie hat dazu geführt, den Klassismus des deutschen Kapitalismus zu verschleiern, woraus abgeleitet wurde, Deutschland sei kein »kapitalistisches« Land. Doch wie ich in diesem Buch zeige, wird der Kapitalismus nicht durch die Anwesenheit oder Abwesenheit »freier Märkte« definiert. Er ist bestimmt durch eine Aufteilung der Gesellschaft in Klassen. In kapitalistischen Volkswirtschaften besitzt eine kleine Minderheit alles und bestimmt die Regeln – alle anderen sind gezwungen, sich unter Androhung von Armut zu fügen.
Der technokratische Diskurs in Deutschland verschleiert diese harte Klassentrennung. Das heißt aber nicht, dass es sie nicht gibt. Ein Blick auf die Wirtschaftspolitik der letzten Jahrzehnte zeigt deutlich, dass sie zum größten Teil die Arbeiter schlechterstellte und das Kapital förderte, genau wie in Großbritannien. Und wie dort haben diese Maßnahmen der deutschen Arbeiterklasse sehr geschadet.
Heute sind Millionen Deutsche von wirtschaftlicher Unsicherheit betroffen, insbesondere in Ostdeutschland. Sie trauen den politischen Eliten nicht zu, diese Probleme zu lösen, und sie wissen, dass der Abbau des Wohlfahrtsstaates, der sie in der Vergangenheit geschützt hat, weitergehen wird. Sie blicken in eine Zukunft, die von Wirtschaftskrisen, globalen Konflikten und der Klimakatastrophe geprägt sein wird. Sie haben Angst und fühlen sich schutzlos.
Die extreme Rechte war schon immer geschickt darin, die Verzweiflung und Unsicherheit der Menschen auszunutzen. Da sich Politiker der etablierten Parteien zu sehr auf technische Debatten über die Wirtschaftspolitik konzentrieren, konnten sich rechtsextreme Parteien in von Armut betroffenen Gemeinden etablieren, indem sie eine einfache Erklärung für das Leid der Menschen lieferten: Migranten und Minderheiten würden sich nehmen, was ihnen zustehe. Mit Unterstützung der Medien haben Parteien wie die AfD die Unsicherheit der Menschen ausgenutzt, um sie aufzuwiegeln. Die Wut, die die Menschen gegenüber denjenigen an der Spitze empfinden, wurde auf »woke Politiker« umgeleitet, die angeblich immer neue Migranten ins Land kommen lassen, statt die Probleme der einfachen Menschen zu lösen. Die Verzweiflung, Wut und wirtschaftliche Unsicherheit der deutschen Arbeiterklasse sind ein Nährboden für Hass und Intoleranz.
Aber das muss nicht so sein. Die deutsche Linke muss nicht der extremen Rechten das Feld überlassen, indem sie marginalisierte Gruppen für das Leid der arbeitenden Bevölkerung verantwortlich macht. Stattdessen kann sie mit dem Finger auf die Spitze der Gesellschaft zeigen – auf die Politiker, Investmentbanker und CEOs, die kooperieren, um ihre Interessen auf Kosten der Mehrheit zu schützen. Dies sind »die Planer«, die im Zentrum des Buches stehen.
Dazu muss die Linke allerdings mehr tun, als nur die Machthaber für das Leid der arbeitenden Bevölkerung verantwortlich zu machen. Es genügt auch nicht, die Staatsmacht in Anspruch zu nehmen, um den Arbeitern das zu geben, was sie wollen. Sie muss vielmehr den Arbeitnehmern helfen, sich zu organisieren, um für das zu kämpfen, was sie brauchen.
Das Fehlen dieser Art von kollektiver Organisation, von Gemeinschaft, erklärt die Verzweiflung und Isolation, die vielerorts zu spüren sind. In der Vergangenheit haben die Menschen auf Armut und Ungleichheit reagiert, indem sie sich zusammenschlossen, um für ihre kollektiven Interessen zu kämpfen. Da sie wussten, dass sie weder den Arbeitgebern noch den Politikern vertrauen konnten, schlossen sich die Arbeitnehmer zu Gewerkschaften zusammen, um für höhere Löhne zu kämpfen. Aktivisten gingen auf die Straße, um für Frieden und Gleichberechtigung zu kämpfen. Und Familien kämpften Seite an Seite, um ihre Gemeinden vor staatlichen Kürzungen und Deindustrialisierung zu schützen. Durch die Zusammenarbeit im Kampf um ihre Zukunft schlossen sie Bündnisse miteinander, die jedem Beteiligten ein Gefühl von Sinnhaftigkeit und Zugehörigkeit vermittelten. Wenn man einer Gewerkschaft beitrat, kämpfte man nicht nur für seine eigenen Interessen, sondern auch für die derjenigen, die an seiner Seite standen. Man kämpfte für eine bessere Welt.
Aber diese Formen der kollektiven Organisation sind viel seltener geworden, besonders in Gesellschaften wie unseren, in denen ein wettbewerbsorientierter Individualismus die Oberhand gewonnen hat. Das Vereinigungsrecht der Arbeitnehmer wurde eingeschränkt, und ihnen wurde beigebracht, eher zu konkurrieren als zu kooperieren.
Diese Entwicklung gilt für Deutschland ebenso wie für Großbritannien oder die USA. Jeder weiß, dass die Wirtschaft für die meisten Menschen nicht funktioniert, weil die Reichen auf Kosten der Armen immer reicher werden. Den Politikern traut man nicht zu, das Problem zu lösen, weil sie von den Reichen abhängig sind. Die Wenigsten sind heute Teil einer Gewerkschaft, einer politischen Partei oder einer Bewegung, die sich gegen diese Ungerechtigkeiten wehren könnte. Stattdessen erleben das alle auf sich allein gestellt.
Wie ich im letzten Abschnitt dieses Buches aufzeigen möchte, ist die einzige Möglichkeit, diese Gefühle von Wut und Verzweiflung zu überwinden, die Falle des Individualismus zu überwinden. Statt sich darauf zu verlassen, dass Politiker die Wirtschaft im Interesse aller lenken, müssen die arbeitenden Menschen zusammenkommen, um die Kontrolle über ihre Arbeitsplätze, ihre Gemeinden und ihre politischen Institutionen zu übernehmen. Der einzige Weg in die Freiheit führt über echte Demokratie – und wie die Geschichte zeigt, muss für echte Demokratie gekämpft werden.
Einführung

Wahrscheinlich stimmt es, dass die Menschen meist nicht fähig sind, selbstständig zu denken, dass sie in der Regel vorgekaute Meinungen schlucken und dass es ihnen gleichgültig ist, ob sie in diese oder jene Gesamtheit von Glaubensvorstellungen hineingeboren oder hineingetrieben werden. In jeder Gesellschaft dürfte die Glaubensfreiheit nur für eine kleine Minderheit von Bedeutung sein. Das heißt aber nicht, dass irgendeiner dazu berufen ist oder die Macht dazu haben sollte, diejenigen auszuwählen, denen die Gedankenfreiheit vorbehalten bleiben soll.

Friedrich August von Hayek, Der Weg zur Knechtschaft

Eine Spinne verrichtet Operationen, die denen des Webers ähneln, und eine Biene beschämt durch den Bau ihrer Wachszellen manchen menschlichen Baumeister. Was aber von vornherein den schlechtesten Baumeister vor der besten Biene auszeichnet, ist, dass er die Zelle in seinem Kopf gebaut hat, bevor er sie in Wachs baut.

Karl Marx, Das Kapital, Band 1

Wenn Sie morgens aufwachen, greifen Sie wahrscheinlich als Erstes zu Ihrem Telefon. Darin stecken seltene Erden, die aus einem Land wie der Demokratischen Republik Kongo stammen könnten. Die dortigen Rebellengruppen finanzieren mit dem Abbau den Kauf von Waffen.[1] Aber Ihre Gedanken sind sicher woanders. So früh am Tag gönnen Sie sich vielleicht noch etwas »Zeit für sich« und schauen, was in den sozialen Medien los ist. Dabei hinterlassen Sie eine Spur privater Daten. Sie landen womöglich bei Facebook, einem Konzern, dem vorgeworfen wird, Rechtsextremismus zu verbreiten, Beihilfe zur sexuellen Ausbeutung von Kindern zu leisten und sich in den Ausgang demokratischer Wahlen eingemischt zu haben. Vielleicht gehen Ihre Daten auch an X, jene Plattform, die von einem milliardenschweren, gewerkschaftsfeindlichen Egomanen aufgekauft wurde, als sie noch Twitter hieß. Ein Mann, der Mitarbeiter feuert, wenn seine Tweets zu wenige Likes erhalten.[2]
Später schlüpfen Sie aus dem Bett und ziehen sich an. Die Kleidung kommt vermutlich von einem multinationalen Konzern, der seine Produktion nach Bangladesch ausgelagert hat, wo Tausende Arbeiterinnen beim Einsturz einer Textilfabrik starben. Obwohl die Näherinnen daraufhin eine Gewerkschaft gründeten, erhalten sie noch immer Hungerlöhne.[3] Sollten Sie Hemd und Hosen irgendwann nicht mehr anziehen, bringen Sie beides sicher zur Kleidertonne. Von dort wird die Kleidung nach Kenia verschifft und landet auf einer riesigen Müllhalde, auf der Kinder nach den wenigen Stücken suchen, die sich noch verkaufen lassen.[4]
Sie treten vor die Haustür. Es ist zwar schon Winter, aber draußen ist es auch nicht viel kälter als drinnen. Denn ebenso wenig wie die Regierung es geschafft hat, für bezahlbaren Wohnraum zu sorgen – weshalb zwei Drittel Ihres Einkommens in die Miete fließen –, hat sie die steigenden Heizkosten in den Griff bekommen.[5]
Schuldbewusst steigen Sie in Ihr Auto, im Wissen, dass Sie mit der Fahrt zum weltweiten Temperaturanstieg beitragen. Vielleicht trösten Sie sich damit, dass Sie einen Benziner fahren und keinen Diesel, der Umwelt und Gesundheit noch stärker schädigt,[6] wie wir wissen, seit der Dieselskandal aufgeflogen ist.
Am Ende des Tages sind Sie erschöpft – körperlich und mental. Sie öffnen eine App, um sich etwas zu essen zu bestellen. Sie geben dem Lieferanten ein kleines Trinkgeld, wofür er sehr dankbar ist, denn sein Motorrad ist kurz davor, den Geist aufzugeben. Er steht nun vor der Wahl: Soll er einen Kredit zu hohen Zinsen aufnehmen, um es reparieren zu lassen? Oder nimmt er künftig das Fahrrad, selbst wenn er dann weniger Auslieferungen schafft?[7]
Bevor Sie endlich schlafen gehen, schließen Sie Ihr Telefon zum Laden an. Sie sind viel zu müde, um noch daran zu denken, dass Smartphones in China mitunter in Produktionshallen gebaut werden, um die Auffangnetze gespannt sind, da Arbeiter mehrfach versucht haben, sich durch einen Sprung aus dem Fenster das Leben zu nehmen.[8]
Vielleicht ist das eine treffende Beschreibung Ihres Lebens, vielleicht auch nicht. Vielleicht lesen Sie dieses Buch in einem abbezahlten Eigenheim und die Zeit der Schufterei liegt bereits hinter Ihnen. Womöglich bekommen Sie aber trotzdem mit, dass es Ihren Kindern einfach nicht gelingen will, selbst eine Immobilie zu kaufen, und dass sie von einem komfortablen Lebensabend wie dem Ihren nur träumen können.
Vielleicht gehören Sie auch zu den wenigen Glücklichen, die ihren Job lieben, die sich hervorragend mit den Kollegen verstehen und den Eindruck haben, etwas Sinnvolles zu tun. Oder zählen Sie zu jenen, die das Gefühl nicht loslässt, dass mit der Welt etwas grundsätzlich nicht stimmt, dass sie aber nichts daran ändern können, außer Produkte zu kaufen, die »green« oder »fair« gelabelt sind?
Zu welcher Gruppe Sie sich auch rechnen, einige dieser Aspekte werden mit Sicherheit auf Sie zutreffen. Denn sie beschreiben, was es heißt, Teil der Strukturen unseres Systems zu sein. Und auf diese Strukturen haben die meisten von uns wenig Einfluss. Manche haben vielleicht das Glück, sich die eine oder andere unangenehme Konsequenz vom Leib halten zu können. Doch kaum jemand entkommt komplett jenem System aus Arbeit, Produktion und Konsum, das den gegenwärtigen Kapitalismus ausmacht. Infolgedessen empfinden viele eine wachsende Ohnmacht. Manche verzweifeln gar daran.
Schließlich wünschen sich die meisten Menschen, das Richtige tun. Doch oft gibt es gar keine echte Wahl. Darin liegt der tiefe Widerspruch zwischen dem Glauben, frei zu sein und frei handeln zu können, und der Realität im Kapitalismus – einem System, das stetig Unfreiheit erzeugt.
Diese Unfreiheit ist auf die großen Machtgefälle zurückzuführen, die kapitalistischen Gesellschaften innewohnen, wobei diese Gefälle nicht immer zu erkennen sind. Die meisten Menschen können nicht selbst über ihr Leben bestimmen, auch wenn sie vom Gegenteil überzeugt sind. Zentrale Vorentscheidungen darüber, wie wir arbeiten, wie wir leben und was wir kaufen, sind bereits an anderer Stelle getroffen worden. Leben im Kapitalismus bedeutet, in einer Planwirtschaft gefangen zu sein, während einem erzählt wird, man sei vollkommen frei.
Lange Zeit wurden Planwirtschaft und Kapitalismus als Gegensätze betrachtet: Entweder man lebt in einer kapitalistischen Gesellschaft mit freier Marktwirtschaft, in der die Produktion und die Quellen der Ressourcen nie von einem einzelnen Akteur bestimmt werden, oder man lebt in einer zentralen Planwirtschaft, in der eine Institution über alles entscheidet – meist der Staat. Einige, die dieses Buch lesen, sind vermutlich während des Kalten Krieges aufgewachsen, als das Wunder des marktwirtschaftlichen US-Kapitalismus der sklerotischen und unterdrückenden Planwirtschaft der UDSSR gegenübergestellt wurde. Doch obwohl diese Systeme sich in vieler Hinsicht stark unterschieden, haben sie eine wichtige Gemeinsamkeit: zentrale Planung.
Wenn das jetzt etwas verwirrend klingt, dann weil »freier Markt« und Kapitalismus allgemein als Synonyme verstanden werden.[9] Tatsächlich sind existierende kapitalistische Volkswirtschaften aber Hybridsysteme aus Markt- und Planwirtschaft. Das liegt nicht etwa daran, dass der Kapitalismus bislang einfach unvollständig umgesetzt wäre oder dass ihn eine böse, allmächtige Elite korrumpieren würde. Es ist einfach die Art und Weise, wie Kapitalismus funktioniert.
Märkte mögen zwar ein zwingender Bestandteil jeder kapitalistischen Gesellschaft sein, aber Kapitalismus wird nicht durch den freien Markt definiert. Er ist bestimmt durch die Teilung in die Klasse der Besitzenden und der Arbeiter. Auf der einen Seite stehen die, denen all das gehört, was für die Produktion von Waren benötigt wird, auf der anderen Seite die, die arbeiten müssen, um diese Waren zu produzieren.[10] Die Besitzenden können hierbei Entscheidungen fällen, die von großer Tragweite sind und deren Auswirkungen alle anderen zu spüren bekommen. Diese Personen haben Planungsmacht.
In allen kapitalistischen Gesellschaften gibt es Akteure mit Planungsmacht, von Großkonzernen über Finanzinstitute bis hin zu Staaten. Auch auf globaler Ebene haben die einflussreichsten Staaten und die von ihnen kontrollierten Institutionen eine gewisse Planungsmacht. Diese Macht ist niemals allumfassend. Kapitalistische Gesellschaften und die Weltwirtschaft sind äußerst komplexe Systeme, die nie vollständig von einem einzelnen Akteur oder einer Gruppe kontrolliert werden können. Manche von ihnen haben jedoch einen ungleich größeren Einfluss darauf, wer was bekommt. Das gilt selbst für sehr wettbewerbsorientierte Volkswirtschaften, wenn auch in geringerem Maße.
Die Frage, die wir uns stellen sollten, ist also nicht, ob planwirtschaftliches Handeln in einer kapitalistischen Wirtschaft möglich ist. Sondern wo diese Planung stattfindet, wie sie durchgeführt wird und wessen Interessen sie dient.
Es herrscht oft die Vorstellung, dass Planungsmacht nur von Nationalstaaten ausgeübt werde und dass diese Staaten dazu neigten, sie vor allem im Interesse der Politiker und Bürokraten einzusetzen und nicht im Sinne der Allgemeinheit. Märkte mögen in dieser Lesart zwar nicht perfekt sein, aber langfristig sorgten sie dafür, dass kein Einzelner sie zu lange beherrscht. Der Staat hingegen könne durch sein Gewaltmonopol bestimmte Entwicklungen nach seinen Vorstellungen gestalten. Und diese Macht sei gefährlich, wenn sie keiner Kontrolle unterliege.
Friedrich A. Hayek, österreichischer Wirtschaftswissenschaftler und einer der Väter dessen, was später als Neoliberalismus bekannt wurde, stand direkten staatlichen Eingriffen in kapitalistische Gesellschaften sehr misstrauisch gegenüber. Ohne Beschränkung des staatlichen Machtmonopols, erklärten Denker wie Hayek, würden »sozialistische Maßnahmen« wie Gesundheitsversorgung, öffentlicher Wohnungsbau und Verstaatlichung selbst die liberalste Wirtschaft in einen totalitären Albtraum verwandeln.[11]
Hayek formulierte seine Gedanken dabei in direktem Gegensatz zu denen eines anderen Ökonomen, der nach dem Zweiten Weltkrieg das ökonomische Denken weltweit geprägt hat: John Maynard Keynes. Sein Hauptwerk, Allgemeine Theorie der Beschäftigung, des Zinses und des Geldes, hatte großen Einfluss auf die Politik der Nachkriegszeit – einen deutlich größeren zunächst als Hayeks, auch wenn der Titel weit weniger zugespitzt war als Hayeks Der Weg zur Knechtschaft.[12]
Keynes war überzeugt, dass ein gewisses Maß an staatlicher Planung in allen freien Märkten unerlässlich sei, schlicht aufgrund irrationaler Marktdynamiken, die jede Marktwirtschaft mit sich bringe. Wenn zum Beispiel viele Anleger pessimistisch in die Zukunft blickten und deshalb ihre Investitionen stoppten, riefen sie genau die Lage hervor, die sie befürchtet hatten. In solchen Situationen könne der Staat einspringen, um die private Nachfrage anzukurbeln, Investitionen zu tätigen und die Beschäftigung von Arbeitern sicherzustellen. Nach dem Zweiten Weltkrieg übernahmen Regierungen aus der ganzen Welt die Ideen von Keynes, um irrationale Marktdynamiken einzudämmen. Deren Folgen waren durch den Börsencrash an der Wall Street 1929 allzu deutlich geworden. Auch Gewerkschafter und Sozialisten griffen seine Gedanken dankbar auf, da sie zeigten, wie staatliche Leistungen aussehen könnten, die das Leben aller arbeitenden Menschen verbesserten.
Auf dem berühmt-berüchtigten Treffen am Schweizer Mont Pèlerin forderten daraufhin neoliberale Ökonomen, dieser Welle an »marxistischer und keynesianischer Planwirtschaft, die die Welt erfasst hat«,[13] ein Ende zu setzen. Neoliberale wie Hayek widmeten sich in den ersten Nachkriegsjahren voll und ganz der Ausarbeitung einer vernichtenden Kritik dieses Denkens. Planwirtschaft, so die Argumentation, führe zu einer toxischen Verschmelzung der Macht des Staates mit der der Arbeiter, was die Freiheit der Menschen gefährde und in Hayeks Worten den »Weg zur Knechtschaft«[14] weise.
Sie kennen wahrscheinlich den Ausgang der Geschichte: Die Neoliberalen haben gewonnen. Sie schufen ein Klima, in dem gewerkschaftsfeindliche Politiker die Macht erhielten, die Privatisierung öffentlicher Unternehmen durchzusetzen und den Sozialstaat nach Marktkriterien zu beschneiden.[15] Stets im Namen der »Freiheit«.
Doch die Entwicklung verlief nicht so, wie die Neoliberalen vorausgesagt hatten. Denn unsere Gesellschaft heute wird mindestens genauso stark reguliert, überwacht und kontrolliert wie vor einigen Jahrzehnten.[16] Auch die öffentlichen Ausgaben sind nicht gesunken, sie werden nur anders verteilt. Statt für Sozialausgaben und öffentliche Dienstleistungen – von Neoliberalen als ineffiziente Bereiche staatlicher Finanzierung gebrandmarkt –, geben Staaten heute Milliarden für die Unterstützung von Großkonzernen und Vermögenden aus: in Form von Subventionen, Steuererleichterungen und Rettungspaketen.[17]
Zugleich können manche dieser Konzerne unser Leben auf nie dagewesene Weise steuern.[18] Was also ist aus Hayeks Traum von Freiheit geworden?
Hayek hatte recht, als er feststellte, dass Gesellschaften viel zu komplex seien, um von einer zentralen Instanz gesteuert zu werden, ohne unbeabsichtigte Fehlentwicklungen hervorzurufen. Das Problem ist nicht, dass seine These falsch war, sondern dass er sie nicht zu Ende gedacht hat. Seine Beobachtung bestand darin, dass zentrale Planwirtschaft oftmals in die Diktatur führt. Aber warum sollte eine konzerngesteuerte Planwirtschaft weniger gefährlich sein als eine staatliche? Jede Institution, die in einer vorgeblich demokratischen Gesellschaft fähig ist, unkontrolliert Macht auszuüben, sollte – und das ist das Mindeste – Ziel kritischer Betrachtung sein.
Die Frage, der wir in diesem Buch nachgehen wollen, ließe sich daher wie folgt formulieren: Was, wenn wir Hayek ernst nähmen?
Um das zu tun, müssen wir den real existierenden Kapitalismus näher anschauen und zu unseren Eingangsfragen zurückkehren: Wo findet wirtschaftliche Planung statt? Wie wird sie durchgeführt? Wessen Interessen dient sie?
Der kapitalistische Staat ist nicht das einzige Feld, in dem zentrale Planung und eine halbwegs rechenschaftspflichtige Instanz auf eine nominell freie Markwirtschaft treffen. Dasselbe gilt auch für Unternehmen. Sie planen Investitionen, treffen Beschäftigungsentscheidungen – und üben so nicht nur großen Einfluss auf unser Leben aus, sondern auch auf die Struktur der Gesellschaft.[19] Doch Unternehmen müssen sich dafür gegenüber den Betroffenen nicht verantworten, allenfalls in geringem Maß.
Neoliberale könnten einwenden, dass die Macht von Unternehmen durch die Mechanismen des Marktes beschränkt sei. Ein Manager könne Pläne entwickeln, aber nur so weit, wie es das Konkurrenzumfeld erlaubt. Vermasselt er es, scheitert das Unternehmen. Staaten hingegen sind nicht so sehr an Marktkräfte gebunden. Mainstream-Ökonomen zufolge können sie den Markt auf eine Weise steuern, wie es die meisten Unternehmen nie könnten. Staatliche Akteure besitzen demnach größere Entscheidungsfreiheit und können leichter Pläne entwickeln und umsetzen als Manager von Unternehmen.
Dies gilt jedoch nur, wenn der Markt tatsächlich so funktioniert, wie es in Ökonomielehrbüchern erklärt wird. Sobald wir aber das Feld der kleinen und mittleren Unternehmen verlassen, die miteinander um Marktanteile konkurrieren, und uns der Realität des Kapitalismus zuwenden, sieht es anders aus. Wir begegnen einer Welt aus riesigen, stetig wachsenden Konzernen, die sowohl mit Staaten als auch mit konkurrierenden Unternehmen gleichzeitig kooperieren und im Wettbewerb stehen. Wir begegnen einer Welt ständiger privatwirtschaftlicher Planung. Konzerne können nicht nur die Kräfte des Marktes oftmals recht gut ignorieren, sie wirken auch selbst darauf ein. Ein Autor drückt es so aus: »Der freie Markt ist eine Nebelkerze, hinter der sich die brutale, despotische Macht der Konzerne verbirgt.«[20]
Ein großer Arbeitgeber hat die Macht, Löhne und Arbeitsbedingungen festzulegen, ohne sich allzu stark um den Wettbewerb sorgen zu müssen. Er kann selbst festlegen, was er Lieferanten zahlt und was er von Kunden verlangt. Ab einer bestimmten Größe kann ein Finanzinstitut Investitionen in bestimmte Technologien lenken und so entscheiden, wie die Zukunft aussieht und wie nicht. Diese Unternehmen können ihre Macht absichern, indem sie Konkurrenten aufkaufen oder anderen den Markteintritt erschweren und indem sie die gewerkschaftliche Organisation der Arbeiter unterdrücken. So schützen sie sich vor Wettbewerbsdruck und stärken ihre Position sowohl in ihrem Segment als auch in der Gesellschaft als Ganzes.
Okay, aber gibt es nicht einen grundsätzlichen Unterschied zwischen staatlicher und privatwirtschaftlicher Planung? Um auf unsere Eingangsfrage zurückzukommen: Dient privatwirtschaftliche Planung nicht anderen Interessen als die eines Staates?
Wie bereits erwähnt, ist die Vorstellung weit verbreitet, Staaten dienten nur den Interessen verantwortungsloser Bürokraten und gieriger Politiker. Konzerne aber folgten den Interessen der Aktionäre, und was gut sei für die Aktionäre, sei gut für alle. Sie müssten nur die Gewinne maximieren, dabei schafften sie wie von selbst Jobs und Produkte für alle.
Staaten hingegen, heißt es dann, würden diese Dynamik ständig behindern: durch Steuern, Vorschriften und andere ungerechtfertigte Eingriffe in den freien Markt.
Das Problem: Die Gewinnmaximierung kommt gerade in den weitgehend unfreien Märkten des kapitalistischen Systems nicht allen zugute. Ohne den Wettbewerbsdruck, die Gewinne zu reinvestieren oder angemessene Löhne zu zahlen, fließen sie an die wohlhabenden Anteilseigner, während die Arbeiter mit schlechten Löhnen und höheren Preisen konfrontiert sind.
Eine Welt mit ungebrochener Macht der Konzerne ist gekennzeichnet durch geringe Investitionen, eine niedrige Produktivitätsrate, schlechte Löhne und große Ungleichheit.[21]
Vor dem kapitalistischen Monster, das die Neoliberalen selbst geschaffen haben, ist ihr äußerst dürftiges Verständnis von Freiheit nicht zu retten. Der Neoliberalismus sollte den Konsumenten ja zumindest bei der Wahl von Produkten eine große Freiheit ermöglichen, aber tja, weit gefehlt: »Statt vor einer unendlichen Auswahl stehen wir in Wirklichkeit vor einer Wand aus Dosen und Packungen von Massenprodukten, die sich nur durch Aufschrift und Farbe ihrer Etiketten unterscheiden. Die geheime Zutat des US-Kapitalismus kommt vielleicht doch aus der Sowjetunion.«[22]
Es gibt aber noch ein weiteres, vielleicht sogar entscheidenderes Problem mit der genannten neoliberalen Argumentation. Die Vorstellung, dass staatliche und privatwirtschaftliche Planung jeweils entgegengesetzten Interessen dienten, setzt eine scharfe Trennung von Politik und Wirtschaft voraus. Doch die existiert real gar nicht. Unternehmen sind sowohl politische als auch wirtschaftliche Akteure. Einige stellen ihren wachsenden politischen Einfluss, das heißt, ihre unternehmerische Souveränität (ein Konzept, das wir in Kapitel 4 aufgreifen), über kurzfristige Profite.[23]
Auch der Staat ist kein neutrales Gebilde, das über der Gesellschaft schwebt und nur dazu da ist, diejenigen mit Macht auszustatten, die das Glück haben, zu regieren. Politiker und Bürokraten neigen dazu, den wirtschaftlichen Rahmen so zu gestalten, dass er den Vorstellungen derjenigen entspricht, die am stärksten Einfluss darauf nehmen können: große Unternehmen und ihre wohlhabenden CEOs. Denn die verwenden die meiste Zeit und Mühe genau auf die Pflege dieses Einflusses. Das heißt nichts anderes, als dass Gesetze gezielt für diese Leute gemacht werden, wie jeder sehen konnte, der die Finanzkrise 2008 verfolgt hat.[24] Mit anderen Worten: Staatliche Politik wird durch die Machtverhältnisse innerhalb der Gesellschaft geprägt.
Die Interessen von Politikern und CEOs sind also nicht so unterschiedlich, wie man vielleicht denken würde. Unternehmen und Staaten sind demnach keine Kontrahenten im Spiel des »freien Marktes«, im Gegenteil, oftmals sind sie mächtige Verbündete.
Was heißt das nun für die Demokratie? Sollte sich daraus nicht zwingend die Notwendigkeit ergeben, die Ausübung privater Macht zu kontrollieren, sowohl innerhalb der staatlichen Strukturen als auch darüber hinaus? Kapitalistische Demokratien bieten den Wählern aber nur eine begrenzte Mitbestimmung über staatliche Macht und keine über Wirtschaftsunternehmen. Das ist kein Zufall. Ohne demokratische Kontrolle über große Unternehmen und Finanzinstitute haben diese teilweise mehr Durchsetzungsvermögen als autoritäre Regime. So wird eine besondere Form der Unfreiheit geschaffen. Denn während den Bürgern einerseits zugestanden wird, an demokratischen Wahlen teilzunehmen, bleibt vielen an ihrem Arbeitsplatz andererseits nur die Rolle des »Untertanen einer despotischen Unternehmensregierung«.[25]
Natürlich lässt sich einwenden, dass Unternehmen in einer Demokratie durch Gesetzgebung und Rechtsprechung in ihrem Handeln beschränkt sind. Doch die Megakonzerne von heute sind so gut aufgestellt, dass es ihnen oft gelingt, die Regeln zu umgehen oder die staatliche Politik zu ihren Gunsten zu beeinflussen. Der US-amerikanische Ökonom und Soziologe Thorstein Veblen stellte schon vor Jahrzehnten fest, dass Wettbewerbsdruck zwangsläufig Anreize schafft, die Regeln zum eigenen Vorteil zu verändern.[26] Die Regeln des Spiels im »freien Markt«, an dem wir all teilnehmen sollen, begünstigen mit der Zeit deshalb immer stärker die Interessen der Mächtigen.[27]
Vielleicht denken Sie jetzt: »So what?!« Was bringt diese theoretische Diskussion über Planungsmacht und Märkte, Politik und Wirtschaft? Was heißt das konkret für unser Leben?
So berechtigt die Frage ist, verdeutlicht sie gleichzeitig das Grundproblem der Situation. Ohne genaues Verständnis der Mechanismen von kapitalistischer Planung wird stets die Basis fehlen, überzeugende und sinnvolle Alternativen zu entwerfen. Infolge fehlender neuer Anstöße ist das Denken noch immer in den alten Mustern verfangen: Wenn Politiker Fehler machen, heißt es, der Staat sei zu aufgebläht, die öffentlichen Ausgaben sollten gekürzt werden und die Unternehmen mehr Spielraum erhalten. Wenn dann Unternehmen diesen Spielraum missbrauchen, heißt es, es sei das Beste, den Politikern, die von diesen Unternehmen ja finanziell unterstützt werden, mehr Kontrolle zu geben. Macht und Wissen bleiben so auf eine bestimmte Führungsebene beschränkt, selbst wenn Politiker Wahlen verlieren und die CEOs der Unternehmen ausgetauscht werden.
Dieses Elitenkarussell löst in vielen Menschen das Gefühl tiefer Ohnmacht aus. Egal, wen man wählt, egal, was für Produkte man kauft, egal, wo man arbeitet, es macht offenbar keinen Unterschied. Dabei leben wir doch angeblich in einer marktwirtschaftlichen Demokratie. Wir sollten eigentlich frei sein.
Stattdessen leben wir in einer Zeit, die durch die toxische Kombination einer mächtigen Wirtschaft und politischer Entmündigung gekennzeichnet ist, einer Zeit des »umgekehrten Totalitarismus«. Staatliche Macht wird mit privatwirtschaftlicher verbunden. Hieraus entsteht ein Herrschaftssystem, das so allgegenwärtig ist, dass es mitunter schwerfällt, es zu erkennen und zu kritisieren, geschweige denn, sich dagegen zu wehren.
Neoliberale wie Hayek versprachen, Maßnahmen wie Deregulierung und Privatisierung förderten die Freiheit des Einzelnen. Hürden für Unternehmen abzuschaffen und sich von der angeblich obsessiven Forderung nach Gleichheit zu verabschieden, ermögliche es den fähigsten Menschen, sich voll zu entfalten, und so Reichtum und Wohlstand für alle schaffen. Doch wie das Zitat zu Beginn dieser Einführung zeigt, glaubte Hayek nicht daran, dass die große Mehrheit der Menschen etwas mit dieser Freiheit anzufangen wüsste. Er war der Meinung, »die kognitiven Fähigkeiten der Massen [seien] im Vergleich zum intellektuellen Einfluss der Eliten trivial«.[28] Die Massen sind dazu bestimmt, den Rest ihres Lebens Befehle von anderen entgegenzunehmen.
Leider weist auch die einzige Alternative, die wir kennen, der regulierte Markt von Keynes, etliche gravierende Mängel auf. Auch Keynes’ zwiespältige Haltung zur Freiheit und Autonomie der Massen zieht sich wie ein roter Faden durch seine Arbeiten. Ihm zufolge sollte die dringliche Aufgabe, den Markt zu regulieren, einer aufgeklärten Klasse von Politikern und Bürokraten überlassen bleiben, die die Menschen vor den Folgen ihres eigenen Handelns schützt. So könnten der Kapitalismus vor sich selbst gerettet und die westliche Zivilisation samt ihrer angeblichen Freiheit gewahrt werden.[29]
Der Kampf, der in unserer Politik schon so lange tobt, ist der zwischen Hayek und Keynes – ein Kampf zwischen einer sehr verengten Auffassung von Freiheit als persönlicher Uneingeschränktheit und einer Auffassung von Freiheit als Unterwerfung unter die Herrschaft aufgeklärter Bürokraten. Beide eint dabei die Überzeugung, dass man den meisten Menschen nicht zutrauen könne, wirkliche Entscheidungen über die Struktur der Gesellschaft zu treffen.
Da es keine ernsthaften Alternativen zum Status quo gibt, ruft das schnell Verschwörungstheorien auf den Plan. Die gesamte Weltwirtschaft werde hinter verschlossenen Türen von einer geheimnisvollen, allmächtigen Elite gesteuert, die meist der einen oder anderen Ethnie oder Gesellschaftsgruppe zugerechnet wird. Solche Sichtweisen verkennen das Wesen kapitalistischer Planung, die immer auf dem schmalen Grat zwischen Wettbewerb und Kontrolle balanciert. Kapitalistische Planung ist nie absolut. Keine Institution, keine Instanz ist mächtig genug, um alle Konkurrenten ganz zu beherrschen. Ob Sie nun einen Staat oder eine Firma leiten, Sie werden es immer mit unterschiedlichen Interessen und unvorhergesehenen Herausforderungen zu tun haben. Sie können Ihre Macht nutzen, um zu planen, wie Sie darauf reagieren wollen, aber Sie können das Ergebnis nicht vollends bestimmen. Wie Hayek feststellte, sind Volkswirtschaften komplexe Systeme, die sich nie vollständig einer zentralen Kontrolle unterwerfen lassen.[30] Kapitalistische Gesellschaften basieren auf einer Dialektik, einer kreativen Spannung zwischen Planung und Wettbewerb, Kontrolle und Anarchie. Diese Spannung macht diese Gesellschaften gleichzeitig so anpassungsfähig und so unveränderlich. Institutionen können umgestaltet, Eliten ausgetauscht und Ideologien verändert werden, ohne dass sich die Struktur der Gesellschaft grundlegend ändert. Die Zentralisierung der Macht in unserer Welt resultiert nicht aus den Plänen einiger weniger. Sie resultiert aus der Klassenstruktur des Kapitalismus.
Weit vor Keynes und Hayek erkannte Karl Marx, dass kapitalistische Gesellschaften dazu neigen, Monopole herauszubilden. Die Vorteile bei der Produktionsmenge und die große Nähe zwischen Firmeneignern, Geldgebern und Staaten führen zu hoher Konzentration in einzelnen Märkten. Eine Zahl mächtiger Leute entscheidet, was produziert wird und wie wir regiert werden. Mit anderen Worten: Zentralisierung ist Teil des kapitalistischen Wirtschaftssystems. Manche wenden ein, dieser Prozess könne langfristig zu Weltfrieden und wirtschaftlicher Stabilität führen, wenn private Unternehmen und staatliche Bürokratien zu einer Superinstitution verschmelzen, die dann in der Lage wäre, global zu planen. Marx allerdings sah einen anderen Ausgang: die Zunahme des »Elends, des Drucks, der Knechtschaft, der Entartung, der Ausbeutung«.[31] Hauptbetroffene? Die arbeitende Bevölkerung.
Mehr Planung führt also nicht zwingend zu weniger Kapitalismus. Das wird man erst erreichen, indem die Befugnisse des Kapitals, also der Besitzenden, eingeschränkt werden. Dazu reicht es nicht, den Politikern mehr Kontrolle zu geben, denn solange wir keine echte Wirtschaftsdemokratie haben, werden die Reichen einfach ihren Einfluss nutzen, um Politiker zu korrumpieren. Wir können auch nicht erwarten, dass riesige Privatunternehmen einfach aus eigenem Wohlwollen im Interesse der Allgemeinheit handeln. Die Lösung liegt in einer Demokratisierung unserer Gesellschaft: Statt eine kleine Gruppe von Menschen zu beauftragen, im Sinne aller die besten Entscheidungen zu treffen, braucht es eine echte Übertragung politischer und wirtschaftlicher Macht an die Bürger.
Wir müssen uns nicht mit einer Politik abfinden, die sich auf »mehr oder weniger Staat« reduzieren lässt, auf eine Dynamik nach dem Prinzip: Alles muss sich ändern, damit alles so bleiben kann, wie es ist. Wir müssen nicht hinnehmen, dass extremistische Randgruppen erstarken, die das Gefühl von Hoffnungs- und Machtlosigkeit ausnutzen. Wir müssen nicht in einer Gesellschaft leben, in der nur einige wenige frei sein können. Es gibt einen anderen Weg.
Für Hayek ist der Arbeiter eine Biene: Seine Aufgabe ist es, den Honig zu produzieren, nicht den Bienenstock zu gestalten. Für Marx dagegen ist der Arbeiter im Kern ein Architekt, der im Kopf neue Vorstellungen entwickelt und sie durch seine Hände gestaltet. Dieses Verständnis von Freiheit – das sozialistisch konnotiert ist – umfasst nicht nur die Autonomie, über das eigene Leben zu bestimmen, sondern auch die, über die Ausrichtung der Gesellschaft mitzuentscheiden. Es erkennt unsere gegenseitige Abhängigkeit ebenso an wie die individuelle Freiheit. Es ist eine Vorstellung, die von uns verlangt, demokratische Strukturen aufzubauen und zu erhalten.
Im gegenwärtigen System sind die Arbeiter ihrer kreativen Möglichkeiten beraubt, die Vorstellungskraft ist ein Vorrecht des Kapitals. CEOs entscheiden über Geschäftspläne und Manager setzen sie um – und denken dabei vor allem an ihre persönliche Macht und die Profite des Unternehmens. Politiker bestimmen die Regeln und Bürokraten setzen sie um – sie denken dabei nur an ihre persönliche Macht und die des Staates. Arbeiter müssen in einem Umfeld miteinander konkurrieren, das darauf ausgelegt ist, dass sie verlieren.
Die marxistische Theoretikerin Ellen Meiksins Wood argumentierte, dass die »Trennung von Ökonomie und Politik« eines der bestimmenden Merkmale der kapitalistischen Ideologie ist.[32] Demokratie ist im politischen Bereich (im Rahmen offizieller staatlicher Institutionen) erlaubt, während sie in der Wirtschaft (innerhalb des Unternehmens und des Marktes) stark begrenzt ist. Doch indem Unternehmen als »wirtschaftliche« Institution bezeichnet werden, wird verschleiert, dass innerhalb des Unternehmens eine Art »privater Regierung« besteht.[33] Und das Verständnis des Staates als politischer Institution, die von der »Wirtschaft« getrennt ist, verschleiert, wie die Ausübung staatlicher Macht durch einen Prozess gesellschaftlicher Aushandlung bestimmt wird, bei der das Kapital dominiert.[34]
Die Fusion von politischer und wirtschaftlicher Macht in kapitalistischen Gesellschaften bedeutet umgekehrt, so Meiksins Wood, dass echte Demokratie »zum Synonym für Sozialismus geworden ist«.[35]
Die Kluft zwischen Kapitalismus und Sozialismus hat also nichts mit technischen Aspekten zu tun wie der Preisfindung oder der Frage, ob Planwirtschaft oder freier Markt vorherrschen. Sie hat ihren Ursprung auch nicht im Verhältnis zwischen öffentlichem und privatem Sektor. Diese Faktoren spielen eine wichtige Rolle in sozialistischen und kapitalistischen Gesellschaften, aber der Unterschied zwischen beiden ist viel einfacher: Eine kapitalistische Gesellschaft ist eine Klassengesellschaft, in der die Macht von den Besitzenden und ihren Verbündeten monopolisiert wird. Eine sozialistische Gesellschaft ist eine klassenlose Gesellschaft, in der die Macht geteilt wird und Entscheidungen kollektiv getroffen werden. Eine sozialistische Gesellschaft ist also eine echte Demokratie.
Die meisten Menschen reagieren auf solche Gedanken ähnlich: »Klingt schön in der Theorie, aber wie soll das in der Praxis funktionieren?«
Die Geschichte hat uns viele Beispiele dafür geliefert, was passiert, wenn Arbeiter die Verantwortung für politische und wirtschaftliche Entscheidungen selbst übernehmen. Versuche demokratischer Planung, bei denen die Beschäftigten die Verantwortung für ihre Firma selbst tragen mussten, zeigen zweifelsfrei, dass Menschen durchaus zu Kooperation, kollektiven Entscheidungen und Kreativität fähig sind. Vom Lucas-Plan, bei dem die Belegschaft Vorschläge für die Umwandlung eines multinationalen Rüstungsunternehmens in ein Sozialunternehmen in Arbeitnehmerhand entwickelte, bis hin zur Bürgerhaushaltsbewegung, bei der die Bürger mit erstaunlichen Ergebnissen die Kontrolle über die Staatsausgaben übernommen haben, ist der Beweis eindeutig: Wenn man den Menschen echte Macht gibt, nutzen sie diese in einem sozialistischen Geist.
Und das ist auch die Antwort auf die Frage, was theoretische Analysen mit dem echten Leben zu tun haben: sehr viel.
Hayek tat gut daran, seine Analyse mit der Frage nach der Freiheit zu beginnen. Die Freiheit, über das eigene Leben zu entscheiden, ist schließlich ein großer Teil dessen, was uns zu Menschen macht. Im Kapitalismus steht diese Freiheit jedoch, wie Hayek einräumte, nur einer kleinen Minderheit zur Verfügung.
In einem sozialistischen Modell steht jedem die Freiheit zu, auch Architekt zu sein – selbst zu gestalten, etwas zu schaffen. Natürlich bezieht sich das nie auf eine einzelne Person im luftleeren Raum, diese Freiheit balanciert auf dem schmalen Grat zwischen Individuum und Kollektiv. Diese Freiheit muss sozial gedacht werden, sodass die gegenseitige Abhängigkeit der Menschen untereinander und von der Natur anerkannt und aufrechterhalten wird.
Im Laufe dieses Buches führe ich am Beispiel der wichtigsten Konzerne, Finanzinstitutionen, Staaten und Imperien der jüngeren Gegenwart vor, wie kapitalistische Planung heutzutage konkret funktioniert, was die Folgen sind und wie wir beginnen können, uns dagegen zu wehren.
Es ist nötig zu klären, was Kapitalismus eigentlich ist, wie er sich im Laufe der Zeit verändert hat und warum zentrale Planung dabei immer eine entscheidende Rolle gespielt hat. Natürlich möchte ich auch zeigen, wie aus kapitalistischer Planung wieder demokratische werden kann.
Als das Coronavirus Regierungen weltweit dazu zwang, die Ausgaben zu erhöhen, um das Kapital zu schützen und gleichzeitig – angesichts der vielen Todesfälle – die eigene Legitimität zu sichern, waren Kommentatoren aus dem gesamten politischen Spektrum schnell dabei, die Flut öffentlicher Gelder als »Sozialismus« zu deklarieren. Es schien, dass alles, was der kapitalistische Staat tat, als »sozialistisch« bezeichnet werden konnte – obwohl er ja Milliarden an Konzerne und Großaktionäre verteilte. Zu dieser Zeit verwendete ich die meiste Energie darauf, den Menschen zu erklären, was Sozialismus ist und was nicht.[36]
Mir wurde bald klar, dass die Fragen nach dem Wesen des Sozialismus mit einem viel tieferen Missverständnis zusammenhingen: dem Wesen des Kapitalismus. Vielleicht war es ein Erbe des Kalten Krieges, dass viele glaubten, Planwirtschaft sei das Gegenteil von Kapitalismus. Die Vorstellung, diese chaotischen, anarchischen freien Märkte könnten von irgendjemandem gesteuert sein, erschien völlig absurd. Politiker planen, Unternehmen reagieren. Das ist die gängige Überzeugung. In den folgenden Kapiteln möchte ich zeigen, dass Unternehmen und Finanzinstitute durchaus in der Lage sind, eigenständig zu planen, und sie außerdem häufig mit staatlichen Stellen zusammen Politik machen.
Die kapitalistische Planwirtschaft ist quicklebendig, selbst nach dem angeblichen Triumph des »freien Marktes«.
Nach der Lektüre werden Sie hoffentlich besser verstehen, warum Märkte und Staaten keine getrennten Sphären der Macht sind; wieso gerade nicht freie Märkte den Kapitalismus ausmachen, sondern die Herrschaft des Kapitals; und weshalb Sozialismus nicht als staatliche Übergriffigkeit missverstanden werden darf, sondern als gelebte Demokratie gesehen werden muss. Vor allem aber hoffe ich, Sie davon zu überzeugen, dass Sie die Macht haben, die Welt zu verändern. Denn es gibt eine Menge sehr mächtiger Leute da draußen, die Sie glauben machen wollen, dass dem nicht so ist.
Die meisten Gedanken in diesem Buch sind nicht neu. Meine Argumentation basiert auf einer Analyse der Arbeiten bekannter politischer Ökonomen, mit denen akademische Leser bereits vertraut sein werden. Doch ich wollte diese Ideen in einer überzeugenden und einfachen Weise zusammenfassen, die hoffentlich viele Menschen anspricht.
Denn während in akademischen Zirkeln bereits viel darüber diskutiert wurde, ist nicht allzu viel davon im politischen Mainstream angekommen. Fast überall spaltet sich die Politik noch – wie kurz nach dem Zweiten Weltkrieg – in die zwei Lager der Keynesianer und der Hayekianer.
Da es meine Aufgabe ist, diese Debatten mitzugestalten, ärgert mich das.
Teil I
Kapitalismus und Freiheit

1 Wie man mit Mord davonkommt

Am 29. Oktober 2018 verschwand Lion Air-Flug 610 von der Bildfläche, eine Boeing 737 MAX. 13 Minuten nach dem Start in Jakarta verlor die Flugsicherung den Kontakt zum Piloten.[1] Um 7.30 Uhr gaben die Behörden bekannt, dass das Flugzeug einige Meilen vor der indonesischen Küste ins Meer gestürzt sei.[2] Es dauerte zwei Tage, bis das erste Opfer identifiziert wurde; später ergaben die Such- und Rettungsarbeiten, dass alle 189 Menschen an Bord sowie sechs Flugbegleiter und zwei Piloten ums Leben gekommen waren.[3] Im Sturzflug war die Maschine noch unbeschädigt, doch sie zerschellte beim Aufprall aufs Meer, selbst die stabilsten Teile des Flugzeugs barsten.
Später fanden die Ermittler heraus, dass der Absturz mit dem Anstellwinkelsensor des Flugzeugs zusammenhing. Aus unbekannten Gründen hatte der defekte Sensor schon während des Flugs dazu geführt, dass das Flugzeug viermal abgekippt war. Beim fünften Mal kam es zum tödlichen Absturz.[4] Jedes Mal, wenn die Maschine in den Sturzflug geriet, hatte der Pilot versucht, sie wieder hochzuziehen, doch gegen die Flugdynamik blieb er machtlos. Boeing bemühte sich, die Schuld der Besatzung zuzuschieben, die die Systeme und die Methoden nicht verstanden habe.[5]
Wenige Monate später erlitt eine weitere 737 MAX das gleiche Schicksal. Ethiopian-Airlines-Flug 302 startete am 10. März 2019 um 8.38 Uhr in Addis Abeba. Nach zwei Minuten kontaktierte der Pilot die Flugsicherung, um einen »Flugfehler« zu melden.[6] Die Spitze des Flugzeugs hatte begonnen, sich zu senken.[7] Die Piloten versuchten, die Maschine unter Kontrolle zu bekommen und die Nase manuell wieder hochzuziehen.[8] Um 8.44 Uhr verlor die Flugsicherung den Kontakt zur Besatzung.[9] Das Flugzeug war mit einer Geschwindigkeit von 700 Meilen pro Stunde auf dem Boden aufgeschlagen.[10] Die Wrackteile des Flugzeugs wurden neun Meter tief in die Erde gerammt, der Einschlagkrater war 27 Meter breit und 35 Meter lang.[11] Alle 157 Menschen an Bord des Flugzeugs waren sofort tot.
Ein Jahr nach dem Absturz veröffentlichte die äthiopische Zivilluftfahrtbehörde einen Zwischenbericht mit den Ergebnissen ihrer Untersuchungen. Darin stellte sie fest, dass die Anstellwinkelsensoren des Flugzeugs versagt und für jede Tragfläche unterschiedliche Werte übermittelt hatten, wodurch ein System – das MCAS – aktiviert wurde, welches das Abkippen der Flugzeugnase verursachte.[12] Der Bericht bestätigte, dass die Besatzung und die Piloten alle Verfahren korrekt befolgt hatten, das Unglück aber dennoch nicht verhindern konnten.
Die 737 MAX-Abstürze kamen zu einem schlechten Zeitpunkt für Boeing, denn das Unternehmen musste buchstäblich überall Brände löschen. Das Vorgängermodell des Konzerns, der 787 Dreamliner, wurde nicht nur mit extremer Verspätung und Budgetüberschreitungen ausgeliefert, er wies auch technische Mängel und Konstruktionsfehler auf. Einer davon verursachte Brände der Flugzeugbatterien, ein Defekt, der schließlich ein Flugverbot für die gesamte Flotte zur Folge hatte.[13]
Die Fehler beim Dreamliner ließen sich auf eine Strategie der Kostensenkungen und Sparmaßnahmen zurückführen, die bei Boeing in den letzten Jahrzehnten Einzug gehalten hatte.[14] 2003 wurde Harry Stonecipher CEO von Boeing. Er war zuvor Chef des Luftfahrtunternehmens McDonnell Douglas, das nach der Pleite und einer staatlichen Intervention mit Boeing fusionierte. Stonecipher war der Protegé von Jack Welch, dem ehemaligen Chef von General Electric. Er trieb die Kapitalisierung von GE an den Finanzmärkten fast bis zur Unkenntlichkeit des Unternehmens voran. Die hausinterne »Sparkultur« gipfelte in Skandalen wie der Verklappung giftiger Chemikalien durch GE im Hudson River.[15] Stonecipher war später gezwungen, Boeing zu verlassen – und seine Frau ihn –, weil herauskam, dass er eine Affäre mit einer anderen Führungskraft gehabt hatte.[16]
Seine Strategie für Boeing, die er mit Welch zusammen entwickelt hatte, war simpel: Er wartete, bis Probleme sich massiv häuften, und nutzte das anschließende Chaos, um durchzusetzen, was er als »Kulturrevolution« bezeichnete.[17] Die zuvor hochgeschätzte Expertise der Boeing-Ingenieure war innerhalb des Unternehmens nicht mehr viel wert. Es regierten die Sparkommissare.[18]
Früher waren viele Boeing-Beschäftigte gewerkschaftlich organisiert, aber Stonecipher machte es sich zur Aufgabe, die Gewerkschaften mithilfe von Subunternehmen zu untergraben.[19] Bei der Entwicklung des 787 Dreamliners forderte Stonecipher, »das Flugzeug für weniger als 40 Prozent dessen zu entwickeln, was 13 Jahre zuvor die Entwicklung der 777 gekostet hatte, und jedes Flugzeug für weniger als 60 Prozent der Stückkosten der 777 im Jahr 2003 zu bauen«.[20]
Diese Strategie der Renditemaximierung steckte hinter den Unglücken der 737 MAX. Ohne auf Widerstand der Regulierungsbehörde FAA zu treffen, »stellte das Management von Boeing die Rentabilität und den Aktienkurs des Unternehmens über alles andere, einschließlich der Sicherheit der Passagiere«.[21]
Einer der verlässlichsten Wege, um mehr Flugzeuge zu verkaufen, ist die Senkung der sogenannten Sitzmeilenkosten – der Kosten eines Flugs pro Passagier und Meile.[22] Besonders gut lassen sich die Kosten mit möglichst großen Triebwerken drücken. Die Maschinen können damit längere Strecken mit mehr Passagieren fliegen.
Doch es gibt ein Problem dabei: Bei Start und Landung hängen die Triebwerke vergleichsweise dicht über dem Boden. Bei den riesigen Triebwerken der 737 MAX war das entscheidend.[23] Man verlegte sie daher nach vorn, vor den Flügel. Das aber zog ein weiteres Problem nach sich: »Wenn die Piloten beschleunigten, tendierte das Flugzeug dazu, die Nase anzuheben. Und wenn sich die Nase des Flugzeugs auf diese Weise anhob, kam es häufig zum Strömungsabriss.«[24]
Im Grunde hatte Boeing auf diese Weise ein »dynamisch instabiles« Flugzeug gebaut.[25] Wie der Luftfahrtexperte Gregory Travis erklärt, handelt es sich bei den einzigen anderen dynamisch instabilen Flugzeugen um Kampfjets, »und die sind mit Schleudersitzen ausgestattet«.[26]
Anstatt das Problem durch eine teure Änderung des Flugzeugdesigns zu beheben, entwickelte Boeing eine Softwarelösung. Das Unternehmen war entschlossen, die 737 MAX der 737 so ähnlich wie möglich erscheinen zu lassen, um bestehende Vereinbarungen mit den Fluggesellschaften einzuhalten.[27] Boeings Kunden verlangten geringe Änderungen, damit sie ihre Piloten nicht umschulen mussten. Und Boeing war nur zu gern bereit, dem nachzukommen. Das Unternehmen willigte ein, Southwest eine Million Dollar für jedes gekaufte Flugzeug zu erstatten, wenn die Fluggesellschaft ihre Piloten umschulen müsste.[28]
Aufseiten der Software-Ingenieure erfand man eine Behelfslösung namens MCAS (Maneuvering Characteristics Augmentation System). Das MCAS interagiert mit den Anstellwinkelsensoren des Flugzeugs, um die Nase der Maschine automatisch nach unten zu drücken, sobald die Sensoren einen Strömungsabriss erkennen – damit sollte das Problem der »dynamischen Instabilität« gelöst werden.[29] Im Gegensatz zu Boeings früherer »Pilot-first«-Philosophie – einem weiteren Opfer der Stonecipher-Ära – funktionierte das System automatisch.[30] Somit gab es für den Piloten keine Chance, den Fehler manuell zu korrigieren. Wenn MCAS es für nötig hielt, wurden die Steuerknüppel nach unten gedrückt.[31]
Eine weitere Schwierigkeit bestand darin, dass das MCAS nur an einen der beiden Anstellwinkelsensoren angeschlossen war. Wären beide Sensoren mit dem MCAS verbunden gewesen, hätten sie einander womöglich widersprechen können, ein Problem, das nur durch eine menschliche Intervention zu beheben gewesen wäre und daher zusätzliche Pilotenschulungen erfordert hätte.[32] Um dem beizukommen, verband man das MCAS nur mit einem der Sensoren. Daher musste es auch nur bei einem von beiden zu einer Störung kommen, und schon kippte das Flugzeug ab. Die Piloten wurden nicht über den Software-Fix informiert; die Erklärung, wie das MCAS funktionierte, wurde aus dem Pilotenhandbuch der neuen Maschine gestrichen.[33]
Im Ergebnis war es Boeing gelungen, das »erste sich selbst kapernde Flugzeug der Welt«[34] zu entwickeln. Wenn nur einer der Anstellwinkelsensoren fehlerhafte Daten lieferte, neigte sich das Flugzeug mit einer solchen Vehemenz, dass es für die Piloten nahezu unmöglich war, die Steuerung wieder hochzureißen. 346 Menschen starben bei zwei schrecklichen Flugzeugabstürzen aufgrund dieser Fehlkonstruktion. In der Zeit zwischen 2010 und 2020, während dieses Desaster immer schlimmere Formen annahm, schüttete Boeing 24,6 Milliarden Dollar an Dividenden an die Aktionäre aus – viele davon Führungskräfte des Unternehmens – und kaufte Aktien im Wert von 43,4 Milliarden Dollar zurück, wodurch das Unternehmen zum Liebling der Wall Street aufstieg.[35]
Die Mitarbeiter bei Boeing waren sich der Probleme mit der 737 MAX bewusst. Peter Robison, Autor von Flying Blind, führt eine Reihe von Beispielen an, bei denen vor der Entwicklung und Zulassung des Flugzeugs gewarnt wurde. Ingenieure klagten über die Geschäftsleitung, die Unternehmenskultur und die schludrige Kontrolle durch die US-Luftfahrtbehörde FAA. Es ist gruselig zu hören, dass einer der Manager des Unternehmens gegenüber einem Mitarbeiter geäußert haben soll: »Menschen werden sterben müssen, bevor Boeing etwas ändert.«[36] Die FAA hatte das Flugzeug in weniger als einem Jahr zugelassen, sodass Boeing die 737 MAX sogar vorzeitig ausliefern konnte.[37]
Inzwischen ist jedoch deutlich geworden, dass die Luftfahrtbehörde das Flugzeug durchgewunken hat, obwohl es die bestehenden Sicherheitsstandards nicht erfüllte (was nichts mit der MCAS-Software zu tun hat, sondern mit einem anderen fragwürdigen Teil der Konstruktion).[38] In der Tat wollte »niemand bei der FAA an der MAX-Zertifizierung arbeiten«.[39]
Niemand wollte Boeing in die Quere kommen. Warum eigentlich?
In den vorangegangenen Jahrzehnten war die Kompetenz der Aufsichtsbehörde FAA stark ausgehöhlt worden; die Gehälter wurden gekürzt, und die meisten Fachingenieure arbeiteten schließlich für die Flugzeughersteller. Zum Zeitpunkt der Abstürze agierte die FAA – wie viele andere Behörden, darunter auch die US-Finanzaufsichtsbehörde – mit einer Philosophie der »freiwilligen Selbstkontrolle«. Seit 2005 wurde Boeing überwiegend von einer Abteilung zertifiziert, »die innerhalb des Unternehmens angesiedelt war« und deren Mitarbeiter von Boeing bezahlt wurden.[40] Ein Bericht stellte schließlich fest, dass diese Struktur zu »inhärenten Interessenkonflikten geführt hat, die die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in Flugzeugen gefährdet haben«.[41]
Nur vier Wochen vor dem Absturz der Lion Air-Maschine und nachdem Boeing 15 Millionen Dollar für Lobbyarbeit im Kongress ausgegeben hatte, war eine weitere Runde der Deregulierung beschlossen worden. Die Begründung, so ein republikanischer Kongressabgeordneter, bestehe darin, dass »wir eine unnötige Belastung durch Vorschriften sehen, die nicht dazu dienen, die tatsächliche Sicherheit von Flugzeugen zu verbessern«, sondern stattdessen nur »Verfahren um der Verfahren willen«[42] aufrechterhalten. Außerdem, argumentierte ein weiterer republikanischer Kongressabgeordneter, würde kein Luftfahrtunternehmen unsichere Flugzeuge bauen wollen, da dies seinem Ruf schade.[43] Der Markt werde alles regeln.
Aber das war nicht der Fall. Heute ist bekannt, dass das Unternehmen über die Probleme mit dem MCAS-System vor den Abstürzen Bescheid wusste.[44] Als die Vertuschung ans Licht kam, wurde Boeing wegen kriminellen Betrugs gegen die USA zu einer Zahlung von 2,5 Milliarden Dollar verurteilt, von denen allerdings nur 500 Millionen Dollar an die Familien der Verstorbenen gingen.[45] Der CEO von Boeing, Dennis Muilenburg, erhielt nach seiner Entlassung ein Abfindungspaket in Höhe von 62 Millionen Dollar.[46]
Das Ganze ist aber nicht nur eine weitere Geschichte über die zerstörerischen Auswüchse eines unregulierten Marktes. Der Aufstieg und Fall von Boeing ist eng verknüpft mit dem US-amerikanischen Staat, der dem Unternehmen Milliarden zuschanzte, um es vor dem Bankrott zu retten. Eine Studie von 2015 ergab, dass Boeing zu den größten Nutznießern von Subventionen in den USA gehört und allein in jenem Jahr 14 Milliarden Dollar an Fördergeldern erhielt.[47]
2013 gewährte der Bundesstaat Washington Boeing eine Steuererleichterung in Höhe von 8,7 Milliarden Dollar – zu dieser Zeit die größte, die ein Staat je einem Unternehmen gewährt hatte.[48] Die Rechtfertigung dafür lautete, dass sie dazu beitragen werde, die Luftfahrtindustrie in Washington zu schützen und zu fördern. In der Zwischenzeit hat Boeing mehr als 12 000 Mitarbeiter entlassen, mehr als 15 Prozent der Belegschaft in diesem Bundesstaat.[49]
Die Verbindungen zwischen Boeing und dem Staat reichen aber sogar noch weiter. Donald Trump machte Patrick Shanahan zu seinem Verteidigungsminister. Er hatte 31 Jahre lang für Boeing gearbeitet und die katastrophale Entwicklung des 787 Dreamliner verantwortet.[50] Shanahan fand schnell in seine neue Rolle, innerhalb weniger Wochen nach seiner Ernennung unternahm er unangekündigte Reisen nach Afghanistan und an die Grenze zu Mexico. Wochen später wurde ein Ermittlungsverfahren gegen ihn eröffnet, wegen des Verdachts, er habe sich »in unzulässiger Weise für seinen früheren Arbeitgeber Boeing eingesetzt«.[51] Er soll sich für lukrative Militäraufträge an Boeing eingesetzt und Konkurrenten benachteiligt haben, wurde aber letztlich freigesprochen.
Die Vetternwirtschaft zwischen Boeing und dem Staat funktionierte aber keineswegs nur in eine Richtung. Boeing zeigte sich zum Beispiel dadurch erkenntlich, dass der Konzern kurz nach Shanahans Ernennung zum Verteidigungsminister Trumps ehemalige UN-Botschafterin Nikki Haley in den Vorstand berief.[52] Trump hielt beim Besuch eines Boeing-Werks in St. Louis eine Rede, in der er mit seinen Steuersenkungen für Unternehmen prahlte und Berichten zufolge »Druck auf US-Verbündete ausgeübt hat, Produkte von Boeing zu kaufen«.[53] Zwischen 2014 und 2018 verdiente Boeing 104 Milliarden Dollar durch öffentliche Verteidigungsaufträge.[54]
Diese Verbindungen sind keine Besonderheit der Trump-Regierung. Bereits in den Neunzigern ermöglichte das Verteidigungsministerium die Fusion von Boeing und McDonnell Douglas, dessen ehemaliger CEO Stonecipher die Verantwortung für die Abstürze der 737 MAX trägt.[55] McDonnell Douglas war wichtig für die USA, da das Unternehmen zentrale Komponenten für die US-Luftwaffe lieferte. Die Beschäftigten bei Boeing wehrten sich vergeblich gegen den Zusammenschluss, unter anderem mit einem 40-tägigen Streik. Die Fusion wurde trotzdem vollzogen, und McDonnells Unternehmenskultur der Kostensenkung und des Outsourcings fest verankert.[56] Es gibt viele Belege dafür, dass es dieser Strategiewechsel war, der den Boden für die 737 MAX-Katastrophen bereitet hat – und er war von Bundesbehörden selbst ermöglicht worden.[57]
Nach den Abstürzen und vor dem Hintergrund einer weltweiten Pandemie, die die Luftfahrtindustrie hart traf, stand Boeing im Jahr 2020 kurz vor dem Ruin, was der Staat aber mit dem CARES-Gesetz zu verhindern wusste. Es umfasste 17 Milliarden Dollar an Darlehen »für Unternehmen, die entscheidend sind für die Aufrechterhaltung der nationalen Sicherheit«. Dazu gehörte auch Boeing. Hinzukam ein Darlehen in Höhe von fast 58 Milliarden Dollar für die Luftfahrtindustrie – eine Summe, die auffallend nahe an den 60 Milliarden Dollar liegt, die von Boeing-Führungskräften im März 2020 für die Branche gefordert worden waren.[58] Doch es gab einen Haken. Die Trump-Regierung verlangte, dass das Unternehmen einen Teil des Eigenkapitals als Gegenleistung für die Darlehen abgab – ein Schritt, den Boeings neuer CEO David Calhoun für inakzeptabel hielt. Der Konzern sollte auch auf Entlassungen verzichten und Aktienrückkäufe einschränken.
Dem Konzern gelang es, diese Auflagen durch einen Hinterzimmerdeal mit der Federal Reserve Bank zu unterlaufen.[59] Als die Anleihenmärkte im März 2020 in den Keller rauschten, schritt die Fed ein und kündigte an, sie werde Unternehmensschulden bis zu einer Höhe von 20 Milliarden aufkaufen, womit sie faktisch die Bürgschaft für einige der mächtigsten Unternehmen der Welt übernahm. Boeing erkannte, dass es nun neue Anleihen ausgeben konnte, und im Wissen, dass das Unternehmen vom mächtigsten Staat der Welt gestützt wurde, schlugen die Investoren zu. Am Ende gab Boeing Anleihen im Wert von 25 Milliarden Dollar aus.[60]
Der ursprünglich für Boeing und ähnliche Unternehmen konzipierte und nun überflüssige 17-Milliarden-Dollar-Fonds des Finanzministeriums wurde hastig für weitere, nicht minder fragwürdige Unternehmen geöffnet, die so in den bereits umfangreichen Kreis staatsnaher militärisch-industrieller Betriebe der USA aufgerückt sind.[61] Dazu gehören ein Unternehmen, das eine Gesichtserkennungssoftware zur Verfolgung von Einwanderern entwickeln will, ein Unternehmen, das mit gering bezahlten Gefängnisinsassen Rüstungsgüter produziert, und ein »Unternehmen für experimentelle Raumfahrttechnologie«, das bereits von wohlhabenden Risikokapitalgebern unterstützt wird.[62]
Wie wurde diese Auswahl getroffen? Natürlich von einem Privatunternehmen. Das Finanzministerium beauftragte eine Beratungsfirma, die Anträge zu bewerten, die für den Fonds eingereicht wurden, und zahlte dafür 650 000 Dollar.[63]
Das Wachstum von Megafirmen wie Boeing, einem Konzern mit engen Verbindungen zur US-Regierung, macht es schwer zu behaupten, dass der Kapitalismus ein Synonym für freie Märkte sei. Die USA sind die größte Volkswirtschaft der Welt, als Paradies der freien Marktwirtschaft kann man sie aber kaum bezeichnen. Der Wettbewerbsdruck ist oft nur ein Nebenaspekt in den Köpfen der Führungskräfte, die die größten Unternehmen des Landes leiten. Wie bei Boeing sind sie mehr damit beschäftigt, ihre Aktienkurse zu beobachten, Lobbyarbeit bei Politikern zu betreiben und Skandale zu vertuschen. Dabei ist Boeing durchaus einem Wettbewerb ausgesetzt: Der Konkurrenzkampf mit Airbus, das ebenfalls massive staatliche Beihilfen von der Europäischen Union erhält, ist brutal. Doch die Konzerne befinden sich nicht in einem wettbewerbsorientierten Markt, in dem sie um den besseren Preis konkurrieren. Stattdessen agieren sie in einem zweipoligen Feld, das von Staaten alimentiert wird, die an der Marktbeherrschung »ihres« Herstellers interessiert sind. Statt über den Preis konkurrieren die Unternehmen um niedrige Kosten (was in schlechten Flugzeugen resultiert) und um Beziehungen (was sich in Korruptionsskandalen niederschlägt). Hinterzimmerabsprachen mit Fluggesellschaften – wie Boeings Vereinbarung mit Southwest – und Druck auf Zulieferer helfen ebenfalls. Selbst wenn der Markt (oder ein neugieriger Journalist) schließlich einem Unternehmen wie Boeing auf die Schliche kommt, kann es sich auf seine engen Beziehungen zum Staat verlassen.
Genau wie der globale Markt der Luft- und Raumfahrtindustrie sind viele der größten und wichtigsten Märkte, die in kapitalistischen Gesellschaften existieren, alles andere als frei: Sie werden von einigen wenigen Großkonzernen beherrscht, die über äußerst komfortable Beziehungen zum Staat verfügen. Staaten sind jedoch keine autonomen Gebilde, die über der Gesellschaft schweben und in die Märkte eingreifen, um eine Effizienzmaximierung zu erzielen. Staatliche Macht ist geprägt durch Beziehungen zu großen Konzernen und Finanzinstituten. Sie können in diesem Rahmen eigene Maßnahmen zu ihrem Schutz und in ihrem Interesse durchsetzen. Aber diese Macht hat sonst niemand innerhalb des Staates. Das ist keine Perversion des Kapitalismus. Das ist Kapitalismus.
In diesem Kapitel werden wir uns ansehen, wie der Kapitalismus wirklich funktioniert. Die meisten Menschen denken, dass damit so etwas wie »freie Märkte« gemeint sind. Dieser Irrglaube kommt den Mächtigen zugute, weil freie Märkte nach einer guten Sache klingen – oder zumindest einer ziemlich guten. Wie könnte jemand freie Märkte ablehnen, ohne die Freiheit selbst abzulehnen?
In Wirklichkeit bedeutet Kapitalismus aber nicht freie Märkte. Er bedeutet: die Beherrschung der Gesellschaft durch das Kapital.
Die Menschen neigen zu der Annahme, Kapital stünde für Geld oder Ressourcen, und so wird der Begriff auch in der Alltagssprache häufig verwendet. Doch das Wort Kapital steht eigentlich für eine gesellschaftliche Beziehung und für das Material, das diese Beziehung definiert. Kapitalistische Gesellschaften sind geteilt in zwei Klassen von Menschen: diejenigen, die alles besitzen (Kapitalisten), und diejenigen, die gezwungen sind, für ihren Lebensunterhalt zu arbeiten (Arbeiter). In diesen Gesellschaften gehen die Profite des Kapitalisten auf Kosten des Arbeiters. Kapitalistische Gesellschaften sind auf die Interessen der Bosse ausgerichtet. Sie sind keine Utopie des freien Marktes.
Kapitalismus ist nicht das, was Sie denken

In kapitalistischen Gesellschaften wird gern die Geschichte von findigen Unternehmern erzählt, die sich mit brillanten neuen Geschäftsideen im harten Wettbewerb durchsetzen, um uns mit tollen neuen Produkten und Dienstleistungen zu erfreuen – und die dabei noch beträchtliche Gewinne erzielen. Mainstream-Ökonomen betrachten kapitalistische Volkswirtschaften als Räume, in denen Firmen bei der Produktion von Gütern oder dem Angebot von Dienstleistungen um die niedrigsten Kosten konkurrieren, bevor sie sie an die Verbraucher zu einem Preis verkaufen, der die Marktkräfte von Angebot und Nachfrage widerspiegelt. Das alles im Streben nach Profit.
Freie Märkte und Wettbewerb sind angeblich die Merkmale des Kapitalismus, die ihn einzigartig machen. Doch auch wenn Märkte, Preise und Wettbewerb seit dem Aufkommen des Kapitalismus immer wichtigere Bestandteile der Weltwirtschaft geworden sind, gab es sie alle schon lange vor dem Kapitalismus. Märkte gibt es schon, seit Menschen untereinander mit Waren und Dienstleistungen handeln. Geld ist ein politisches Konstrukt, das Jahrtausende alt ist. Und Wettbewerb ist etwas, das Menschen und die von ihnen geschaffenen Organisationen immer ausgemacht hat, seit den Anfängen der Menschheitsgeschichte.
Wettbewerb ist so erkennbar wichtig für die Menschheit, dass es völlig irrational erschiene, seine Notwendigkeit zu leugnen. Freie Märkte und Wettbewerb gehören zu den Grundlagen des Kapitalismus, aber sie bestimmen ihn nicht. Das, was den Kapitalismus definiert, ist Kapital.
Was genau ist also Kapital? Die meisten Menschen denken dabei an etwas Gegenständliches – einen Stapel Geldscheine oder Maschinenanlagen. Es ist unmissverständlich, was es bedeutet, wenn man im Kleingedruckten einer Werbeanzeige für eine neue Geldanlage liest: »Ihr Kapital ist möglicherweise gefährdet.« Es bedeutet, dass man Geld verlieren könnte. Ökonomen haben eine etwas kompliziertere Sichtweise auf Kapital. Sie verwenden den Begriff manchmal für Geld, manchmal für die Vermögenswerte eines Unternehmens und manchmal für das Eigenkapital einer Bank. Man könnte sagen, dass Mainstream-Ökonomen eigentlich keine kohärente Vorstellung davon haben, was Kapital überhaupt ist.[64]
Das »Kapital« in Kapitalismus hat allerdings eine andere Bedeutung als die, wie der Begriff üblicherweise in den Wirtschaftswissenschaften verwendet wird. Es meint eine Beziehung, die zwischen verschiedenen Gruppen besteht sowie zwischen realen Dingen, die diese Beziehung ausmachen. Um das zu verstehen, kann man den Begriff Kapitalismus mit dem Begriff Feudalismus vergleichen – die Bezeichnung für das Gesellschaftssystem, das dem Kapitalismus in weiten Teilen der Welt vorausging. Entscheidendes Merkmal des Feudalismus war die Beziehung zwischen Bauern und Aristokraten. Letztere besaßen alles Land, Erstere bearbeiteten es im Tausch gegen lebensnotwendige Dinge. Die Bauern hatten keine wirklichen Rechte, die Politik wurde von Grundbesitzern gemacht. Land war das wertvollste Gut in diesem System, und der Begriff Feudalismus bezieht sich sowohl auf die Bedeutung des Bodens oder Lehens (von lat. feudum), als auch auf die Vorherrschaft der Grundbesitzer in feudalen Gesellschaften.
Im Kapitalismus drückt sich der Reichtum einer Gesellschaft nicht in Form von Bodenreichtum aus, sondern als »eine ungeheure Warensammlung«.[65] Der Begriff Kapital bezieht sich auf die Ressourcen, die für die Produktion dieser Waren erforderlich sind (was Marx die Produktionsmittel nannte). Kapitalisten sind dabei jene Menschen, die all diese Ressourcen besitzen, und Arbeiter diejenigen, die gezwungen sind, ihre Arbeitskraft den Kapitalisten für ihren Lebensunterhalt zur Verfügung zu stellen, weil sie nicht über diese Ressourcen verfügen. Der Lohn, den diese Arbeiter erhalten, ist niedriger als der Wert der von ihnen im Laufe des Arbeitstags produzierten Waren – darin liegt die Quelle des Profits für den Kapitalisten und der Grund für die Ausbeutung des Arbeiters.
Der Kapitalismus wird im Kern durch diese Kluft definiert: die Kluft zwischen den Menschen, die alle für die Warenproduktion erforderlichen Mittel besitzen, und denen, die gezwungen sind, ihre Arbeitskraft an die Kapitalisten zu verkaufen, um genau diese Güter wiederum zu kaufen.[66] Die Interessen der beiden sind diametral entgegengesetzt.
Ähnlich wie der Begriff Feudalismus beschreibt Kapitalismus sowohl die zentrale Bedeutung der Waren als auch die Vorherrschaft der Kapitalistenklasse. Das ist gemeint, wenn es heißt, dass Kapital ein »soziales Verhältnis« ist.[67] Die Bedeutung des Begriffs bezieht sich nicht nur auf die Produktionsmittel, sondern auch auf die Beziehungen, die deren Herstellung und Verwendung zugrunde liegen – so wie der Feudalismus eben auch nicht nur auf die Bedeutung von Land im Allgemeinen rekurriert, sondern auch auf die Art und Weise, wie dieses Land durch die Aristokratie beherrscht wurde.
Die Menschen und Institutionen, die die Dinge kontrollieren, die wir zur Produktion der Waren benötigen, und das Geld, das mit ihrem Verkauf verdient wird, haben das Sagen. Das macht den Kapitalismus zum Kapitalismus: nicht die zentrale Rolle des Marktes, sondern die Beherrschung der Gesellschaft durch das Kapital.
Ein Unternehmen mit großer Marktmacht kann Dinge tun, die weitreichende Auswirkungen auf das Leben der Arbeitnehmer haben, auf die Entscheidungen der Verbraucher und sogar auf Aspekte wie die Geschwindigkeit und Art von Innovationen oder den Zustand des Planeten. All diese Entscheidungen werden mit wenig oder gänzlich ohne demokratische Rechenschaftspflicht getroffen.
Die Kontrolle, die Arbeitgeber über Arbeitnehmer ausüben, ist eine Form der politischen Macht, die oft Gegenstand heftiger Kämpfe ist. Führungskräfte besitzen Autorität über Beschäftigte – mitunter erhebliche Befugnisse – und das Einzige, was ein Arbeitnehmer in die Waagschale werfen kann, ist der Entzug seiner Arbeitskraft. Genau das aber ist in vielen Ländern der Welt illegal oder streng reguliert.[68] Große Unternehmen können ebenso innerhalb des Staates erhebliche Macht ausüben; durch Lobbyarbeit zur Verabschiedung einer bestimmten Politik, durch Spenden an Parteien, um Wahlen zu beeinflussen, oder sogar durch die Entwicklung und Durchsetzung eigener Formen des Privatrechts und der Kontrolle.[69]
Was noch entscheidender ist: Der Wettbewerb selbst fördert, wie Thorstein Veblen feststellte, die »Allianz« und »Verschwörung« zwischen einzelnen Kapitalisten.[70] Gerade der Wettbewerbsdruck ermutigt die Betroffenen, Allianzen zu bilden, um ihre eigene Position gegenüber der Konkurrenz zu stärken. Diese Allianzen sind wiederum stärker darin, ihre Konkurrenten auszustechen und ihre Märkte zu beherrschen. Das versetzt sie schließlich in die Lage, die Regeln des Wettbewerbs, an dem sie eigentlich teilnehmen sollen, selbst zu gestalten.
Statt den Kapitalismus als einen freien Markt mit lediglich zwischenzeitlichen staatlichen Eingriffen zu betrachten, müssen wir den Kapitalismus als ein Gesamtsystem verstehen – eines, in dem mächtige Firmen, Finanzinstitute und Staaten zusammenarbeiten, um zu bestimmen, wer in der globalen Wirtschaft was bekommt. Erst diese Perspektive macht den Blick frei darauf, dass der Kapitalismus ein System allgegenwärtiger, zentralisierter Planung ist.
Was genau ist also Planung?
Planung beinhaltet die bewusste Gestaltung eines Systems. Jeder kann sich einen Plan machen, sofern man ein klares Bild von der Welt hat und eine Vorstellung, wie man sie verändern möchte. Doch was die Planung Gestalt werden lässt, ist die Ausübung von Macht.
Im Kapitalismus erfolgt das auf vielen, oft unsichtbaren Wegen. Die Macht des Kapitals drückt sich nicht einfach durch rohe Gewalt aus (auch wenn sie ziemlich häufig doch so in Erscheinung tritt). Sie ist auch eine Art ökonomische Macht.[71] Die Klassenteilung der Gesellschaft bedeutet, dass manche Menschen gezwungen sind, sich aus Angst vor dem Verhungern Arbeit zu suchen. Die Menschen, die über die Beschäftigung entscheiden, haben also eine enorme Macht über alle anderen. Dies ist keine Macht, die von einer einzelnen Person ausgeübt wird – schließlich steht es jedem Arbeitnehmer frei, sich nach einem anderen Job umzuschauen, wenn er seinen Chef nicht mag. Es ist eine Macht, die sich durch die Struktur der Gesellschaft selbst entfaltet: Einige Menschen müssen arbeiten, um ihr Überleben zu sichern, während das für andere nicht gilt.
Doch die wirtschaftliche Macht des Kapitals ist nicht nur die Macht der Chefs über ihre Mitarbeiter. Große Konzerne, deren Entstehen, wie wir sehen werden, in einer kapitalistischen Ordnung unvermeidlich ist, können die wirtschaftlichen Bedingungen aller Beteiligten selbst gestalten. Diese Unternehmen sind in der Position, ganze Wirtschaftszweige zu kontrollieren, die Löhne, die Preise und den technologischen Wandel, und das ohne jegliche Rechenschaftspflicht gegenüber der Gesellschaft als Ganzem. Dabei ist längst überdeutlich, dass die wirtschaftliche Macht des Kapitals auch Auswirkungen auf die Ökologie hat. Großunternehmen sind für 71 Prozent der weltweiten CO2-Emissionen verantwortlich. Sie bestimmen folglich über die Zukunft des Lebens auf der Erde.[72]
Das Kapital kann auch innerhalb des Staates darauf hinwirken, dass Staatsgewalt und bürokratische Regulierung in seinem Interesse eingesetzt werden. Wenn Menschen nachweisen müssen, dass sie aktiv auf Arbeitssuche sind, um Arbeitslosenhilfe zu erhalten, stärkt das die Macht der Kapitaleigentümer über die Arbeiter. Wenn Staaten bei wettbewerbsfeindlichen Praktiken ein Auge zudrücken, erleichtern sie die Monopolisierung. Wenn Zentralbanken Rettungsaktionen durchführen oder Geld in die Finanzmärkte pumpen, schützen sie bestimmte mächtige Unternehmen auf Kosten anderer. Darüber hinaus übt der Staat auch echte Gewalt im Namen des Kapitals aus, und zwar durch die Polizei und das Militär. Von dieser Befugnis ist in der Vergangenheit sehr häufig Gebrauch gemacht worden, gegen Gewerkschafter und Demonstranten – von Margaret Thatchers gewaltsamer Unterdrückung der streikenden Bergarbeiter bis hin zur Inhaftierung von »Klimaklebern« heute.
Verstärkt wird die physische und ökonomische Gewalt durch ideologische Macht. Die Wohlhabenden besitzen den größten Einfluss darauf, welche Vorstellung wir uns von der Welt machen und welchen Sinn wir ihr geben. Sie beeinflussen Lehrpläne an Schulen, Forschung an Universitäten, Inhalte von Medien und viele weitere Instanzen der kulturellen Produktion. Ja, sie gestalten sogar die Art und Weise, wie wir uns selbst sehen, das Verantwortungsgefühl gegenüber einander als Gesellschaft und unsere Beziehung zum Staat.
Mainstream-Ökonomen neigen nicht dazu, diese Formen der Herrschaft als solche anzuerkennen. Schließlich dürfte es in freien Marktwirtschaften gar nicht erst zu einer so großen Ungleichheit der Machtverteilung kommen. Konzerne müssten vielmehr durch die Kräfte des Marktes begrenzt werden, denn sobald sie nicht die erforderliche Effizienz erreichten, sollten sie durch neue, schlankere Konkurrenten verdrängt werden. In der Theorie hätten Unternehmensführungen nicht wirklich die Möglichkeit, Löhne und Gehälter festzulegen, da die Beschäftigungsbedingungen für Arbeitnehmer von den Kräften des Marktes bestimmt würden. Diese abstrakten, unpersönlichen Kräfte von Angebot und Nachfrage würden in einer freien Marktwirtschaft zum Tragen kommen – nicht das Handeln einer einzelnen Person.
Im Kapitalismus aber gibt es viele Akteure, die mächtig genug sind, die Marktgesetze außer Kraft zu setzen.[73] Die Weltwirtschaft wird von einigen riesigen Monopolisten beherrscht, auf die der Markt kaum Einfluss hat. Gleichzeitig verwenden diese Unternehmen den Arbeitsmarkt als Druckmittel gegenüber ihren Beschäftigten: Wer die Anforderungen nicht erfüllt, läuft stets Gefahr, durch andere ersetzt zu werden. Die Großunternehmen haben die Möglichkeit, Konkurrenten zu verdrängen oder aufzukaufen, bevor diese zu einer Bedrohung werden können. Der »freie Markt« übt auf einige brutalen Wettbewerbsdruck aus, nämlich auf diejenigen mit der geringsten Macht: Gleichzeitig wird er von anderen zur privaten Bereicherung gesteuert und manipuliert. Oder wie der marxistische Theoretiker Fredric Jameson es treffend ausdrückte: »Der Markt ist also ein Leviathan im Schafspelz.« Seine Funktion bestehe nicht darin, die Freiheit zu fördern und zu schützen, sondern zu unterdrücken.[74]
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